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Wenige Vorschriften des bürgerlichen Rechts wurden so oft totgesagt und zugleich so heftig debat-
tiert wie § 22 BGB, der die staatliche Konzessionierung wirtschaftlicher Vereine ermöglicht. Seit
Erlass des BGB wird die Streichung oder Ersetzung dieser Vorschrift immer wieder erwogen – und
allein in den letzten dreißig Jahren mindestens vier Mal konkret versucht. Und dennoch gilt § 22
BGB seit über 120 Jahren praktisch unverändert. Ist die Vorschrift bloß totes „law on the books“
oder ist der Wirtschaftsverein tatsächlich eine verbreitete Rechtsform? Das weiß bislang niemand so
genau, denn seit vierzig Jahren fehlen jegliche Rechtstatsachen. Diese Lücke füllt die vorliegende
Studie. In einer 14-monatigen Erhebung sollte von 65 Landes- und Kommunalbehörden erstmals
eine Gesamtliste der deutschenWirtschaftsvereine zusammengetragen werden. Mit 1.033 nachweis-
baren Vereinen und einer geschätzten Dunkelziffer von einigen Hundert weiteren existieren in
Deutschland mehr Wirtschaftsvereine als SE, EWIV und KGaA zusammen. Die Untersuchung
dieser Vereine nach ihrer zeitlichen und regionalen Verteilung sowie ihren Tätigkeitsschwerpunkten
ergibt erstmals belastbare Befunde für die seit langem angemahnte rechtspolitische Neubewertung –
und weckt Zweifel an der aus historischer Bequemlichkeit beibehaltenen Möglichkeit, bürgerliche
Rechtsfähigkeit durch kommunale Konzessionsbehörden verleihen und überwachen zu lassen.

Few provisions of German private law have been reported dead as frequently, yet at the same time
debated as intensely, as Sec. 22 of the German Civil Code (BGB). This provision enables state
agencies to confer legal capacity onto associations established to conduct business, as an exception to
the registration required for both charitable associations and business corporations. Since 1900,
when the German Civil Code came into force, many authors suggested repealing or reforming Sec.
22, Lawmakers tried to do so at least four times during the last thirty years, yet Sec. 22 has remained
untouched since over 120 years. Is this provision merely dead letter law on the books, or are business
associations really a widespread legal form? No one knows exactly, as the last empirical study dates
back fourty years. The present study seeks to fill that gap. It elicited such data from 65 state and
communal agencies over the course of 14 months to compile the first comprehensive list of business
associations. 1,033 such entities were found to exist, with several hundred more assumed to remain
undetected. This makes business associations more prevalent than all of Societas Europaea (SE),
European Economic Interest Groupings (EEIG), and Partnerships Limited by Shares (KGaA) com-
bined. By analysing the temporal and regional distribution of business associations as well as their
main business objectives, we finally obtain reliable evidence required for the long-demanded poli-
tical reassessment of Sec. 22. Doubts are in order about the historically convenient option to grant
civil legal capacity by concession, and under the supervision, of communal agencies.

I. Einführung und Problemstellung

Drei berichtigende Worte des Gesellschaftsrechtssenats und ganze Bibliothe-
ken werden zu Makulatur. Und alle Federstriche des Gesetzgebers noch dazu.
So geschehen vor fünf Jahren in der längst beantwortet gewähnten Frage der
Vereinsklassenabgrenzung.1 Unter dem Stichwort „Kita-Rechtsprechung“ dis-
kutieren seither die Gelehrten von neuem über die Frage, wie die im BGB vor-
gesehenen Rechtsformen des eingetragenen (Idealzweck-)Vereins nach § 21
BGB und des konzessionierten (Wirtschafts-)Vereins nach § 22 BGB von-
einander abzugrenzen seien. Das ist jedenfalls im Fall des Wirtschaftsvereins

1 BGH, Beschl. v. 16.5.2017, Az. II ZB 6/16, II ZB 7/16, II ZB 9/16; BGH, Beschl. v.
11.9.2018, Az. II ZB 11/17. Dazu unten II.2.c.
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reichlich viel Druckerschwärze für eine Rechtsform, von der sich schon der
BGB-Gesetzgeber „nur wenige“ Fälle vorstellen konnte – so wenige, dass er
gar „keinen Anlass“ sah, sie gesetzlich näher auszugestalten.2 Oder wie ein all-
zu höflicher Doktorand die Regelung in § 22 BGB einst vorstellte:

„Es gibt Tatbestände, die im BGB. gar nicht geregelt sind, aber in der Praxis eine große Rolle
spielen; andererseits hat das BGB. Regelungen getroffen, deren Bedeutung für die Praxis sehr ge-
ring sind“3

Die damalige Intuition, dass § 22 BGB „nur wenige wirthschaftliche Vereini-
gungen“ erfassen werde, deren „Bedeutung für die Praxis sehr gering“ sei, hat
sich bis heute erhalten. Sogar gesellschaftsrechtlich vorgebildete Jurist:innen
werden außer Versicherungsvereinen (VVaG)4 und Verwertungsgesellschaften
wie der von Hermann Göring konzessionierten GEMA5 kaum Beispiele fin-
den.Wenig überraschend stellt die Kommentarliteratur deshalb fest, dassWirt-
schaftsvereine „praktisch selten“6 und „Ausnahmefälle von geringer prakti-
scher Relevanz“7 seien. Sie kämen „nur noch ganz vereinzelt“ vor, schrieb
auch das Bundesjustizministerium vor nicht allzu langer Zeit.8

Was bedeuten „praktisch selten“ und „ganz vereinzelt“? Wie viele wirtschaft-
liche Vereine existieren denn in Deutschland? Das wollte vor einigen Jahren
ein Parlamentarier wissen – eine Antwort konnte ihm die Bundesregierung
nicht geben.9 Zwar werden für andere Gesellschaftsformen jährlich detaillierte
Statistiken berichtet.10 Nicht aber für wirtschaftliche Vereine. Über sie weiß

2 BGB-Denkschrift S. 12, zit. nach MUGDAN, Die gesammten Materialien zum BGB
I. Band, 1899, S. 827: „bezüglich derjenigen Vereine, deren Ordnung durch das BGB.
hauptsächlich in Frage kommt, [...] werden es nur wenige wirtschaftliche Vereinigungen
sein [...]. Unter diesen Umständen lag für das BGB. kein Anlaß vor, auch für wirtschaftli-
che Vereine allgemein das System der Normativbestimmungen einzuführen.“

3 GOLDBERG, Der wirtschaftliche Verein gemäß § 22 BGB, 1933, S. 5.
4 Auch wenn der BGH den Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit als „rechtsfähigen

Verein in der v. Gesetzgeber vorgegebenen Form des wirtschaftlichen Vereins im Sinne
des § 22 Satz 1 BGB“ ansieht (Urt. v. 23.4.2013, Az. II ZR 161/11), bleibt er hier außer
Betracht, da er im Versicherungsaufsichtsgesetz eingehend reguliert ist (VAGKap. 4) und
nach § 172 VAG vor allem dem Handelsrecht unterfällt, einschließlich etwaiger Eintra-
gung im Handelsregister (§§ 185, 210 I VAG).

5 Vgl. BGH, Urt. v. 30.11.1954, I ZR 143/52 zum „Beschluß des Preußischen Staatsminis-
teriums v. 28. September 1933“ zur Konzessionierung des zunächst „STAGMA“ (Staat-
lich genehmigte Gesellschaft zur Verwertung musikalischer Aufführungsrechte) genann-
ten Vereins.

6 ELLENBERGER, in: Grüneberg, Komm. z. BGB, 82. Aufl., 2023, § 22 Rdn. 1.
7 SCHWENNICKE, in: Staudinger, Komm. z. BGB, Neub., 2019, § 22 Rdn. 2.
8 Begr. zu Art. 1 Nr. 3 RefE zum G. zur Änderung des Vereinsrechts v. 25.8.2004, S. 18

(web.archive.org/20210919020223/gesmat.bundesgerichtshof.de/gesetzesmaterialien/
15_wp/Vereinsrecht/refe_25_08_04.pdf).

9 Dazu unten in und bei Fn. 68, 69.
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man eigentlich nur, dass man nichts weiß – also „über die praktische Bedeu-
tung von § 22 wenig bekannt“ ist.11

Wo sich starke Überzeugungen und schwache Evidenz so einträchtig die Hand
reichen, sind Zweifel das Gebot der Stunde. Geht man dem seit Erlass des BGB
gepflegten Narrativ von der Bedeutungslosigkeit des wirtschaftlichen Vereins
nach, lassen sich durchaus Schwankungen im Meinungsbild aufspüren: Immer
wieder wurde der Wirtschaftsverein totgesagt, aber gleichzeitig (und womög-
lich gar deshalb) von neuem zu beleben versucht (II.). Dieses fieberhafte Auf
und Ab in der öffentlichen Wahrnehmung kontrastiert mit Rechtstatsachen,
die bis 1984 eine stetig steigende Verbreitung von Wirtschaftsvereinen belegen
(III.). Aktuellere Daten existieren bislang nicht und der Versuch, sie zu erhe-
ben, stößt auf überraschend hartnäckige Hindernisse (IV.). Versucht man sich
trotzdem an einer Auswertung der neuesten verfügbaren Daten,12 so lassen
sich nicht nur neue Erkenntnisse über eine unterbeleuchtete Rechtsform ge-
winnen (V.), sondern auch rechtspolitische Schlussfolgerungen ziehen, die
über den konkreten Regelungsgegenstand hinausweisen und die Zivilrechts-
regulierung durch Verwaltungsbehörden allgemein in Frage stellen (VI.).

II. Das wechselhafte Schicksal des Wirtschaftsvereins

Nach § 22 Satz 1 BGB kann „ein Verein, dessen Zweck auf einen wirthschaft-
lichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist“, seine „Rechtsfähigkeit durch staatliche
Verleihung“ erlangen. Wie die altertümliche Orthographie verrät, besteht die
Vorschrift nahezu unverändert seit Erlass des BGB im Jahre 1896.13 Ebenso
lange herrscht die Ansicht vor, dass § 22 BGB praktisch bedeutungslos sei (1.).
Schaut man näher hin, werden allerdings erhebliche Schwankungen in der öf-
fentlichen Meinung deutlich (2.), die das herrschende Narrativ als rhetorisch
übertrieben und das Schicksal des Wirtschaftsvereins als unverhofft wechsel-
haft erweisen (3.).

10 Etwa seit KORNBLUM, GmbHR 1981, 227 bis KORNBLUM, GmbHR 2021, 681.
11 SEGNA, in: BeckOGK BGB Stand 1.12.2022, § 22 Rdn. 14.
12 Zur Nachnutzung stehen die hier erhobenen Daten und die in der Statistiksoftware

STATA programmierten Auswertungsroutinen im Forschungsrepositorium Zenodo
zur Verfügung unter www.doi.org/10.5281/zenodo.8142429 (Stand: 17.7.2023).

13 Einzige Änderungen: neue amtliche Überschrift 2002 und formelle Zuständigkeitsberei-
nigung 2009 („reichsgesetzlich“ ersetzt durch „bundesgesetzlich“ sowie „Bundesstaate“
durch „Land“). Nachw. unter www.lexetius.com/BGB/22 (Stand: 17.7.2023)
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1. § 22 BGB – schon immer nur „law on the books“?

Der BGB-Gesetzgeber hatte mit § 22 BGB eine Rechtsgrundlage für „Vereine
mit wirthschaftlichen Tendenzen“ schaffen, sie aber zugleich strikt von den
„Vereinen mit idealer Tendenz“ nach § 21 BGB scheiden wollen.14 Insbeson-
dere sollten Wirtschaftsvereine nicht durch Eintragung ins Vereinsregister
(d.h. nach dem sog. System der Normativbestimmungen) entstehen können,
sondern nur durch behördlichen Verwaltungsakt. Denn für

„eine große Anzahl wirtschaftlicher [...] Verbände sei im Wege der Reichsspezialgesetzgebung be-
reits Fürsorge getroffen. [...] Einem weiteren Kreise wirthschaftlicher Vereinigungen werde ferner
die Vermögensfähigkeit nach demG. betr. die Gesellschaften mit beschränkter Haftpflicht zugäng-
lich gemacht.“15

Darüber hinaus verbleibe nur eine „geringe Zahl dieser Erwerbsvereine“, was
hinsichtlich ihrer detaillierten Normierung vollauf „deren Übergehung“ recht-
fertige, zumal „der Versuch, allgemeine Normativbestimmungen aufzustellen,
bei diesen Vereinen auf Schwierigkeiten stoßen würde.“16 Damit blieb es für
Wirtschaftsvereine als einziger Körperschaft des deutschen Rechts beim über-
kommenen Konzessionssystem, also der staatlichen Verleihung von Rechts-
fähigkeit nach freiem Ermessen.17

Spätere Kommentatoren leiteten daraus einen „Typenzwang in Richtung auf
die körperschaftlichen Handelsgesellschaften“ ab, der „dem wirtschaftlichen
Verein im Sinne des § 22 eine Auffangfunktion zuweist, soweit eine Betätigung
in den Formen der körperschaftlichen Handelsgesellschaften unzumutbar
ist.“18 Oder kürzer: „Vorrang des Gesellschaftsrechts für wirtschaftliche Zu-
sammenschlüsse“ und „Grundsatz der Subsidiarität des Vereinsrechts“.19

14 Zu den Beweggründen auch unter Einbezug der „Materialien vor Schaffung des BGB“,
einschließlich vier (!) gescheiterter Gesetzgebungsinitiativen durch Hermann Schulze-
Delitzsch in den Jahren 1869–1872: SCHRADER-ROTTMERS, Der Begriff des wirtschaftli-
chen Vereins (§ 22 BGB), 1937, S. 8ff.

15 Protokolle S. 999f., zit. nach MUGDAN, aaO (Fn. 2), S. 603; vgl. auch BGB-Denkschrift
S. 12 (zit. ebd. S. 827): „Für Vereinigungen zu einem solchen [wirtschaftlichen] Zwecke
hat bereits die bisherige Reichsgesetzgebung eine Anzahl Rechtsformen ausgebildet. Für
die Revision des HGB. ist ferner in Aussicht genommen, den Begriff des Handelsgewer-
bes und damit auch das Anwendungsgebiet der offenen Handels- und der Kommandit-
gesellschaft zu erweitern.“; entgegen SCHRADER-ROTTMERS, aaO (Fn. 14), S. 19 Fn. 75
wurde dieser Grund „bei Schaffung des BGB“ freilich nicht „als der allein entscheidende
hingestellt“, vgl. sogleich bei Fn. 16.

16 Protokolle S. 999f., zit. nach MUGDAN, aaO (Fn. 2), S. 603.
17 Späterer Versuch der „Verrechtlichung des Konzessionssystems“ bei K. SCHMIDT, Ge-

sellschaftsrecht, 4. Aufl., 2002, S. 213.
18 HADDING, in: Soergel, Komm. z. BGB, 13. Aufl., 2000, § 22 Rdn. 5 Abs. 2, Rdn. 51.
19 OTT, in: Wassermann, Alternativkommentar z. BGB, 1987, §§ 21, 22 Rdn. 8 m.Verw. auf

K. SCHMIDT, NJW 1979, 2239; AcP 182 (1982), 1, 34.
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Schon kurz nach Inkrafttreten des BGB ging man deshalb davon aus, „daß die
Zahl der wirtschaftlichen Vereine, welche durch staatliche Verleihung gemäß
§ 22 BGB. die Rechtsfähigkeit zu erwirken haben, eine verhältnismäßig gerin-
ge sein wird“.20 Noch heute liest man über das „Dornröschen § 22 BGB“,21

dass Wirtschaftsvereine „kaum jemals“ konzessioniert würden,22 so dass sie
„praktisch seltene“ „Ausnahmefälle von geringer praktischer Relevanz“ ge-
blieben seien.23

2. Die Fieberkurve des § 22 BGB: Ein Szenenbild des „law in action“

So klar, wie das Subsidiaritätsverhältnis in der Theorie formuliert und die Be-
deutungslosigkeit der Wirtschaftsvereine in der Praxis postuliert wurde, war
die Lage allerdings nie. Als szenischer Beleg mögen drei Momentaufnahmen
aus der Geschichte des § 22 BGB dienen.

a) Szene 1: um 1900

Schon in den BGB-Beratungen, als die Kommissionsmehrheit eine strikte Sub-
sidiarität des § 22 BGB befürwortete, die die Vorschrift auf „nur wenige“ An-
wendungsfälle beschränken würde,24 ging ein Alternativantrag dahin, für alle
Vereine gleichermaßen das System der Normativbestimmungen einzuführen.
Das wurde auch und gerade damit begründet, dass das Handelsgesellschafts-
recht keine geeigneten Rechtsformen für „zB. die Garantiegenossenschaften,
Sparkassen, Sterbekassenvereine, Vereine zur gegenseitigen Unterstützung in
Krankheits- und anderen Nothfällen“ bereitstelle und dass „das wirtschaft-
liche Bedürfniß [...] immer neue Arten von Verbänden“ zeitige, wobei zu
bezweifeln sei, „ob diesem wirthschaftlichen Bedürfniß auf dem Wege der

20 LOEWENFELD, in: Staudinger, Komm. z. BGB, 1. Aufl., 1903, § 22 Anm. 2; OERTMANN,
Die volkswirtschaftliche Bedeutung des Bürgerlichen Gesetzbuches für das Deutsche
Reich, 1900, S. 74: „Nur wenig Klassen wirtschaftlicher Vereine giebt es, die nicht schon
durch die Spezialgesetzgebung [...] besonders geregelt wären“ (online unter www.doi.
org/10.5281/zenodo.5876909, Stand: 17.7.2023).

21 BÖSCHE, in: Grumbach/Bösche, Wirtschaftliche Vereine (Book-on-Demand des Zentral-
verbandes deutscher Konsumgenossenschaften e.V.), 2010, S. 4; (unter www.dorfladen-
netzwerk.de/wp-content/uploads/2010/02/Wirtschaftlicher-Verein-als-kleine-
Genossenschaft_Genossenschaft-Sonder-Nr.-1-2010.pdf Stand: 17.7.2023).

22 TERNER, RNotZ 2022, 57; HEIDEL/LOCHNER, in: Heidel/Hüßtege/Mansel/Noack, No-
mos Komm. z. BGB, AnwKommBGB, 4. Aufl., 2021, § 22 Rdn. 1: „In der Praxis spielt
die Konzessionierung eine ganz unbedeutende Rolle.“

23 Zitate oben bei Fn. 6, 7.
24 Vgl. Epigraph (bei Fn. 2).
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Reichsspezialgesetzgebung durch Schaffung geeigneter Rechtsformen recht-
zeitig entsprochen werden würde.“25

Dieser Antrag wurde aus den eingangs referierten Gründen abgelehnt. Doch
handelte es sich mitnichten um zwingende Sachgründe – oder überhaupt um
Gründe materieller Sachgerechtigkeit. Vielmehr kleidete man pragmatische Er-
wägungen in eine geradezu selbsterfüllende Prophezeiung: Weil relevante Er-
werbsvereine selten seien, müsse ihre Rechtsfähigkeit nicht durch Eintragung
ermöglicht werden – mit der unausgesprochenen (aber mitgedachten?) Folge,
dass sie entsprechend selten bleiben würden. Noch Jahrzehnte nach Inkrafttre-
ten des BGB suchte die Wissenschaft deshalb nach Sachgründen für diese zir-
kulär motivierte Ungleichbehandlung; vertreten wurden dazu „fast alle An-
sichten“, „die der Wortlaut des § 22 BGB überhaupt zuläßt.“26

In der Rechtspraxis hingegen waren Wirtschaftsvereine bis zum Inkrafttreten
des BGB keineswegs nur exotische Ausnahmefälle gewesen. Vielmehr heißt es,
das Reichsgericht habe es bis dahin „praktisch ausschließlich mit Vereinen“ zu
tun gehabt, „die wirtschaftliche Zwecke verfolgten und heute eher im Bereich
des § 22 BGB [...] anzusiedeln wären.“27 Nicht der Idealverein war also um
1900 der praktische Normalfall, sondern sein in § 22 BGB stiefmütterlich ab-
gehandeltes Geschwisterkind.

b) Szene 2: 1970er und 1980er

In den folgenden Jahrzehnten wuchs die selbsterfüllende Prophezeiung
schließlich zur herrschenden Meinung heran. Mitte der 1970er Jahre las man,
die „bisher weitgehend leerlaufende Vorschrift des § 22 BGB“ sei in ihrer „Ge-
genstandslosigkeit“ bereits „funktionslos“ geworden,28 und schon angehende
Jurist:innen lernten wie selbstverständlich, „daß Wirtschaftsvereine kaum vor-
kommen“.29

25 Protokolle S. 997, zit. nach MUGDAN, aaO (Fn. 2), S. 602.
26 SCHRADER-ROTTMERS, aaO (Fn. 14), 93; der Autor selbst sah den materiellen Grund im

Anschluss an frühere Stimmen in der „vermögensrechtlichen Gefährlichkeit“ des Wirt-
schaftsvereins (39–42, 90–93).

27 BÄR, in: Schmoeckel/Rückert/Zimmermann, Historisch-kritischer Komm. z. BGB,
1. Aufl., 2003, §§ 21–79 Rdn. 34 m.w.N.

28 K. SCHMIDT, BB 1974, 254, 256.
29 HADDING, in: Beuthien, Studienkommentar z. BGB, 1975, §§ 21–23 Rdn. 1; ebenso STEF-

FEN, in: RGRK (Das Bürgerliche Gesetzbuch mit besonderer Berücksichtigung der
Rechtsprechung des Reichsgerichts und des Bundesgerichtshofs, herausgegeben von
Mitgliedern des Bundesgerichtshofes), 12. Aufl., 1982, § 22 Rdn. 2: „Konzessionierte
wirtschaftliche Vereine sind daher selten.“
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Der Gesetzgeber hatte derweil unbeirrt mit der „Erzeugergemeinschaft“ und
der „Forstbetriebsgemeinschaft“ neue Unternehmenstypen geschaffen, denen
ausdrücklich „die Rechtsform [...] des rechtsfähigen Vereins mit wirtschaft-
lichem Geschäftsbetrieb“ offenstand.30 Sondervorschriften sollten in diesen
Fällen sogar „die Verleihung der Rechtsfähigkeit [...] erleichtern helfen“.31 Auf
diese Vorschriften kann sich die Praxis zum Teil noch heute berufen (vgl. § 19
BWaldG).

Namentlich Karsten Schmidt lehnte diese „Ansätze zu einer Aufwertung der
Rechtsform des rechtsfähigen wirtschaftlichen Vereins“ ab32 und zweifelte
stattdessen, „ob überhaupt noch Konzessionen nach § 22 BGB ausgesprochen
werden sollten“,33 bevor er sich einige Jahre später festlegte, dass „die Verlei-
hungspraxis nach § 22 BGB prinzipiell eingestellt werden“ sollte.34 Zur glei-
chen Zeit zitierte unterdessen eine Doktorarbeit „eine zunehmende Anzahl
von Autoren“, die sich für eine liberalere Konzessionspraxis aussprachen.35

Zu Beginn der 1980er Jahre schließlich wurde demWirtschaftsverein sogar ein
großes Referat auf der Zivilrechtslehrertagung in Bamberg (1981) gewidmet,36

und schon wenige Jahre später las man dann ganz allgemein, dass § 22 BGB
„zunehmend wieder Bedeutung erlangt“ habe.37

c) Szene 3: seit etwa 2000

Um die Jahrtausendwende herum wurde abermals um den Wirtschaftsverein
gerungen. Wollte die Bundestagsfraktion der SPD den § 22 BGB noch 1995
streichen, weil er zu oft Umgehungszwecken gedient habe,38 schlug das von

30 § 4 Nr. 4 G. über forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse v. 1.9.1969, BGBl. I 1543; § 3
Nr. 4 Marktstrukturgesetz (G. zur Anpassung der landwirtschaftlichen Erzeugung an
die Erfordernisse des Marktes) v. 16.5.1969, BGBl. I 423. Zur Diskussion, warum solche
„Vereine zur genossenschaftlichen Kooperation“ wirtschaftlich ausgerichtet seien, ausf.
LEUSCHNER, in: Münchener Komm. z. BGB, 9. Aufl., 2021, §§ 21 Rdn. 68–73.

31 So Begr. des RegE v. 20.5.1969, BT-Drucks. V/4231, S. 17 zu § 5 G. v. 1.9.1969 (Fn. 30).
32 K. SCHMIDT, BB 1974, 254.
33 K. SCHMIDT, Rpfleger 1972, 286, 287.
34 K. SCHMIDT, NJW 1979, 2239, 2240.
35 HORNUNG, Der wirtschaftliche Verein nach § 22 BGB, Diss. 1972 (Typoskript), S. 2 Fn. 4

m.Verw. auf HERGET-KOHLER, AG 1970, 70; DOBROSCHKE, DB 1966, 1717; PAULICK,
DStZtg A 1965, 193; KNITTEL, DB 1965, 243; STRICKRODT, NW 1964, 2085; GÖBEL, DB
1964, 137;KNITTEL,DB1963, 1298;MEILICKE, StW1963, Sp. 79; FELIX, StW1962, Sp. 422.

36 K. SCHMIDT, AcP 182 (1982), 1.
37 OTT, aaO (Fn 19), §§ 21, 22 BGB Rdn. 9.
38 Begr. zu Art. 4 Nr. 2 Entwurf zum Transparenz- und Wettbewerbsgesetz, BT-Drucks.

13/367, S. 29: „Es besteht kein Bedürfnis nach einem vereinsrechtlich betriebenen Wirt-
schaftsunternehmen. Der wirtschaftliche Verein wird vielmehr genutzt, notwendigen
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derselben Partei geführte Justizministerium 2004 seine Streichung vor, weil er
zu selten genutzt und „in der Vergangenheit nur noch ganz vereinzelt wirt-
schaftliche Vereine“ hervorgebracht habe.39 (Eine Seite später in derselben Ent-
wurfsbegründung heißt es freilich, dass die zuständigen Behörden zu „oft zeit-
aufwändige und schwierige“ Konzessionen zu prüfen hätten.40)

Namhafte Fachleute dagegen verwiesen zu jener Zeit auf ein „weiterhin beste-
hendes Bedürfnis nach der Beibehaltung der Rechtsform des wirtschaftlichen
Vereins“41 und setzten dem Ministerialentwurf sogar Vorschläge für eine er-
leichterte Gruppenkonzessionierung entgegen, weil sich „ein Bedarf für wirt-
schaftliche Vereine in der jüngeren Vergangenheit neu entwickelt“ haben kön-
ne.42 Auch die Landesregierung von Baden-Württemberg legte 2006 einen
Entwurf „zur Modernisierung des Vereinsrechts“43 durch Novellierung des
§ 22 BGB vor, weil Wirtschaftsvereine „nach wie vor – wenn auch nicht in
allzu großem Maße – eine Rolle“ spielten.44

Einige Jahre später interessierten sich Bundestagsabgeordnete abermals für den
Wirtschaftsverein.45 Um diese Zeit traute mancher dieser Rechtsform schon zu,
die Genossenschaften zeitnah an Popularität zu überholen,46 während andere
öffentlich zweifelten: „Wird der wirtschaftliche Verein noch gebraucht?“47

Unbeirrt davon schlug die Bundesregierung imMärz 2017 abermals eine Neu-
fassung von § 22 BGB vor,48 um ein Koalitionsversprechen für die 18. Legisla-

Offenlegungs- und Rechnungslegungspflichten zu entgehen. Für verdeckt operierende
Gesellschaften besteht keine Rechtfertigung.“

39 Begr. RefE (Fn. 8), S. 18.
40 Begr. RefE (Fn. 8), S. 19.
41 HEERMANN, ZHR 170 (2006), 247, 272f. – allerdings mit deutlichen Zweifeln in Fn. 121.
42 REUTER, NZG 2005, 738, 744: So habe sich „in den letzten Jahrzehnten – namentlich im

Gesundheitsbereich, imPflegebereich und imBildungsbereich – ehemals nichtwirtschaft-
liche Tätigkeit in wirtschaftliche Tätigkeit verwandelt“, die „als ‚Dienst am Menschen‘
ethischeAnsprüche an dieAkteure stellt“; ähnl. noch heute SEGNA (Zitat unten in Fn. 59).

43 Gesetzesantrag des Landes Baden-Württemberg v. 3.2.2006, BR-Drs. 99/06; dazu ausf.
HADDING, FS Reuter, 2010, S. 93.

44 Begr. zu Nr. 3 Gesetzesantrag (Fn. 43), S. 26.
45 MdB SCHWARTZE, zit. unten bei Fn. 68.
46 BÖSCHE, aaO (Fn. 21), S. 45f.: Forstbetriebsgemeinschaften hätten „eine Steigerung um

über 40 %“ im selben Zeitraum verzeichnet, in demGenossenschaften „um fast ein Vier-
tel“ seltener geworden seien. So betrage inzwischen „die Zahl der Erzeugergemeinschaf-
ten und Forstbetriebsgemeinschaften mit rund 3.000 über ein Drittel der Zahl der einge-
tragenen Genossenschaften“ (S. 45) und ein weiterer „Gründungsboom“ mit „über
7.000 Gründungen“ sei denkbar und wünschenswert (ebd. S. 50). Zur zweifelhaften
Grundlage seiner Schätzungen noch unten IV. vor 1.

47 GRIEP, ZStV 2013, 24, 25.
48 Art. 1 Entwurf eines G. zur Erleichterung unternehmerischer Initiativen aus bürger-

schaftlichem Engagement und zum Bürokratieabbau bei Genossenschaften v. 13.3.2017,
BT-Drucks. 18/11506.
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turperiode zu erfüllen: Man wollte „die Gründung unternehmerischer Initiati-
ven aus bürgerschaftlichen Engagement (z.B. Dorfläden, Kitas, altersgerechtes
Wohnen, Energievorhaben) erleichtern“, indem „die Voraussetzungen für die
Verleihung der Rechtsfähigkeit an wirtschaftliche Vereine verständlicher“ ge-
regelt würden.49

Sein Ende fand dieses Reformvorhaben – und damit auch die jüngste Welle des
Interesses an § 22 BGB – durch die eingangs erwähnten Kita-Beschlüsse des
BGH imMai 2017.50 Dadurch liberalisierte der BGH die wirtschaftliche Tätig-
keit eingetragener Vereine,51 und justierte das ordnungspolitische Gefüge des
Vereinsrechts ganz neu. Auf die berechtigte Kritik an den Sachgründen für
diese „Neuausrichtung der Vereinsklassenabgrenzung“ muss hier nicht einge-
gangen werden;52 sie ließ jedenfalls das von der Bundesregierung noch zwei
Monate zuvor wahrgenommene Bedürfnis nach der Erleichterung bürger-
schaftlichen Engagements durch liberalere Vereinskonzessionierung entfal-
len.53 Deshalb verzichtete man auf Empfehlung des Rechtsausschusses54 „in
letzter Minute“ auf die Reform des § 22 BGB und den zugehörigen Entwurf
einer „Rechtsfähigkeitsverleihungsverordnung“.55 Seither wird (wieder ein-
mal) offen „die Frage aufgeworfen, ob § 22 im System der privatrechtlichen
Personenverbände überhaupt noch eine sinnvolle Funktion hat“.56

3. Fazit: Rhetorische Resignation anstelle empirischer Befunde

Diese drei Momentaufnahmen aus der Geschichte des § 22 BGB belegen ein
bewegtes Auf und Ab. Sie illustrieren, dass „die rechtspolitische Bewertung
von § 22“ beinahe von Anfang an, besonders aber „in den vergangenen Jahren

49 Begr. Gesetzentwurf (Fn. 48), S. 16 (AT, erstes Zitat) und S. 24 (zu Art. 1, zweites Zitat);
auf S. 18 m.Verw. auf BLOME-DREES u.a., Potenziale und Hemmnisse von unternehme-
rischen Aktivitäten in der Rechtsform der Genossenschaft, Studie I C 4 – 02 08 15 – 41/
13 im Auftrag des BMWi, 2015, S. 328: „Als Rechtsform für kleinere Initiativen im Be-
reich des bürgerschaftlichen Engagements scheint der wirtschaftliche Verein [...] gerade-
zu prädestiniert.“

50 Vgl. Fn. 1. Dazu eingehend SEGNA in Non Profit Law Yearbook 2014/2015, S. 71 (online
unter: www. doi.org/10.17176/20190504-123215-0, Stand: 17.7.2023).

51 Näher SEGNA, aaO (Fn. 11), § 22 Rdn. 28f.; LEUSCHNER, aaO (Fn. 30), §§ 21 BGB
Rdn. 27.

52 Ausf. etwa LEUSCHNER, NJW 2017, 1919; SEGNA, ZIP 2017, 1881, 1883; Zitat nach
SEGNA, aaO (Fn. 11), § 21 Rdn. 156 (Überschrift VI.).

53 Zu weiteren Folgen der Neujustierung noch unten VI.
54 Beschlussempfehlung und Bericht v. 28.6.2017, BT-Drucks. 18/12998, S. 20.
55 SEGNA, ZIP 2017, 1881, 1888 (ausdrücklich bedauernd: S. 1888, 1889 These 5).
56 SEGNA, aaO (Fn. 11), § 22 Rdn. 14.
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starken Schwankungen unterworfen“ war.57 Zugleich strafen sie die allzu ver-
einfachende Behauptung Lügen, dass der Wirtschaftsverein nur ein vorkonsti-
tutionelles Relikt und totes Papierrecht sei.

Denn zu allen Zeiten fanden sich Stimmen, die § 22 BGB für bedeutungslos
erklärten, aber gleichzeitig solche, die das genaue Gegenteil behaupteten oder
bezweckten. Die Streichung der Vorschrift wurde schon vor neunzig Jahren
vorgeschlagen,58 ihre Beibehaltung noch heute verteidigt.59 Manmuss geradezu
staunen, dass ein Paragraph, dessen Novellierung oder Streichung allein in den
letzten Jahren mindestens vier Mal konkret in Angriff genommen wurde, noch
immer seine über 120 Jahre alte Fassung wahrt. Jedenfalls belegen die zahlrei-
chen Auseinandersetzungen genau das, was die baden-württembergische Lan-
desregierung „fortbestehendes rechtspolitisches Interesse an der Rechtsform
des wirtschaftlichen Vereins“ nannte.60

Ein Gutteil der immer wieder ausgetragenen Kontroverse dürfte darauf beru-
hen, dass gar nicht recht klar ist, über welchen Teil der Rechtswirklichkeit man
eigentlich spricht. Denn dass § 22 BGB „rechtstatsächlich bedeutungslos ge-
blieben“ sei, wird üblicherweise ohne Nachweise behauptet.61 Selbst Befür-
worter des § 22 BGB gehen ohne rechtstatsächliche Grundlage davon aus, dass
sich „in der Rechtswirklichkeit [...] durch die Aufhebung von § 22 BGB wohl
nicht allzu viel ändern“ würde.62 Auch gesetzgebende Organe scheinen keine
Substantiierungslast wahrzunehmen, wenn sie Reformvorschläge auf die „tat-
sächliche Gegebenheit“ einer „geringen“ praktischen Bedeutung stützen.63

Rechtstatsächliche Studien zitieren oder beauftragen sie jedenfalls nicht.

Eine informierte Debatte über den rechtspolitischen Sinn und die mögliche
Verzichtbarkeit von § 22 BGB dagegen lässt sich nur führen, wenn die tatsäch-
liche Verbreitung des Wirtschaftsvereins bekannt ist. Dazu soll die vorliegende

57 SEGNA, aaO (Fn. 11), § 22 Rdn. 27.
58 GOLDBERG, aaO (Fn. 3), 33, 34: „Trotzdem ist der Verein, dessen Zweck gemäß § 22

BGB. auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist, eine Institution, die de
lege ferenda zu beseitigen sein dürfte. [...] Eine überflüssige Bestimmung könnte gestri-
chen werden.“; vgl. noch unten bei Fn. 73.

59 SEGNA, aaO (Fn. 11), § 22 Rdn. 29: „§ 22 ist aber schon deshalb nicht zu entbehren, weil
er den gesetzlichen Anknüpfungspunkt für die Entwicklung untergesetzlicher Norma-
tivbestimmungen bildet“, sowie eine „vereinsrechtliche Grundlage“ für „die in den Son-
dergesetzen geregelten Spezialtypen der wirtschaftlichen Vereine (Erzeugergemein-
schaften, Forstbetriebsgemeinschaften, Verwertungsgesellschaften)“, und weil
„zukünftig ein größerer Bedarf für die Rechtsform des wirtschaftlichen Vereins entste-
hen“ könnte.

60 Begr. zu Nr. 3 Gesetzesantrag (Fn. 43), S. 26.
61 Etwa bei BÄR, aaO (FN. 31), §§ 21–79 Rdn. 8, Rdn. 21 a.E.
62 HADDING, ZGR 2006, 137, 148.
63 Begr. RefE (Fn. 8), S. 18.
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Studie beitragen, indem sie zunächst den Stand der rechtstatsächlichen For-
schung (III.) aufklärt, sodann eine empirische Bestandsaufnahme versucht
(IV.), um anhand der daraus sich ergebenden Erkenntnisse (V.) eine rechtspoli-
tische Neubewertung anzuregen (VI.).

III. Rechtstatsachen zur Verbreitung von Wirtschaftsvereinen

Konsultiert man gängige Erläuterungswerke zu § 22 BGB, so finden sich dort
allenfalls anekdotisch einzelne Beispiele für solche Vereine; bestenfalls Typolo-
gien verschiedener Einzelbeispiele.64 Empirische Erhebungen dagegen werden
praktisch nie erwähnt oder gar konsultiert. Nur ein einziger Kommentar ver-
weist in einer Altauflage verschämt (und erst im letzten Satz) auf eine kurz
zuvor publizierte „Zusammenstellung der zwischen 1950 und 1969 konzessio-
nierten Wirtschaftsvereine“.65 In der aktuellen Auflage sucht man solche Hin-
weise vergebens.66 Stattdessen stellen Kommentatoren fest, dass über die Ver-
breitung von Wirtschaftsvereinen „wenig bekannt“ ist.67 Als etwa der
Bundestagsabgeordnete Schwartze von der Regierung die Zahl der Wirt-
schaftsvereine in Deutschland erfahren wollte,68 bekam er zur Antwort, dass
der Bundesregierung „nicht bekannt“ sei, „wie viele rechtsfähige wirtschaftli-
che Vereine es in Deutschland gibt. Auch das Statistische Bundesamt verfügt
hier nicht über belastbare Zahlen.“69

Dabei ist die Studienlage gar so schlecht nicht. Mindestens drei Mal haben
Rechtswissenschaftler in der Vergangenheit versucht, die Anzahl der Wirt-
schaftsvereine zu erheben. Entsprechende Studien finden sich sowohl vor (1.)
als auch nach dem zweitenWeltkrieg (2.). Selbst die jüngste Studie ist allerdings
fast vierzig Jahre alt (3.). Immerhin jedoch lassen diese Studien einen klaren
Trend erkennen (4.).

64 So etwa HADDING., aaO (Fn. 18), § 22 BGB Rdn. 24–32.
65 COING, in: Staudinger, Komm. z. BGB, 12. Aufl., 1980, § 22 Rdn. 12 m.Verw. auf HOR-

NUNG, aaO (Fn. 35), S. 128; ebenso noch WEICK, in: Staudinger, Komm. z. BGB,
13. Aufl., 1994, § 22 Rdn. 12.

66 SCHWENNICKE, aaO (Fn. 7).
67 Zitat oben bei Fn. 11.
68 Frage Nr. 44 in BT-Drucks. 17/4639 v. 4.2.2011, S. 48: „Wie viele wirtschaftliche Vereine

gemäß § 22 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) existieren in der Bundesrepublik
Deutschland?“.

69 Parl. StS Max Stadler v. 1.2.2011, BT-Drucks. 17/4639, S. 48.
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1. Goldberg 1933

Just in jenem Jahr, als der berühmte Rechtshistoriker Heinrich Mitteis an der
damaligen „Ruprecht-Carls-Universität“ zu Heidelberg sein Dekanat verlor,
weil er sich für jüdische Kollegen einsetzte, führte er an der „Hohen Juristi-
schen Fakultät“ noch eine Promotion zum Erfolg.70 Von seinemDoktoranden,
der 1910 in Berlin als Erich Türk geboren wurde und mit 18 Jahren den jü-
dischen Nachnamen seines „zweiten Vaters“ annahm,71 ist heute nicht mehr
bekannt als seine 36-seitige Dissertation über den „wirtschaftlichen Verein ge-
mäß § 22 BGB“.72 Darin untersuchte er „auf Grund der Rechtstatsachenfor-
schung“,

„welche Bedeutung der § 22 BGB. in der Praxis erlangt hat, ob insbesondere diese Vorschrift dieje-
nige Anwendung gefunden hat, die der Gesetzgeber mit der Regelung dieser Materie erwartete.“
(10)

Um solche „genaueren Tatsachen über die Praxis in der Verleihung der Rechts-
fähigkeit“ zu erlangen, wollte der Autor „die Praxis der einzelnen Ministerien
erforschen“ (12). Dabei stieß er jedoch alsbald auf unerwartete Schwierigkeiten:

„Ich habe deshalb versucht, das bei den entsprechenden Ministerien liegende Material einzusehen
und zu bearbeiten. Leider ist mir in einzelnen deutschen Ländern die Einsichtnahme aus grund-
sätzlichen (wahrscheinlich polizeilichen) Erwägungen verweigert worden. In anderen deutschen
Ländern, wie z.B. in Württemberg, habe ich überhaupt keinMaterial über diese Materie vorfinden
können.“ (14)

So konnte er letztlich nur über die Konzessionierungspraxis in Preußen im
Zeitraum 1900–1932 berichten. Dort seien nach Aktenlage 78 Anträge gestellt,
aber nur 9 Konzessionen bewilligt worden (17). Deshalb konstatierte der Au-
tor „bei allen Ministerien die Neigung, die Genehmigung zu versagen, es be-
steht direkt eine Scheu vor der Verleihung – ein horror concessionis.“ (16)

Aus seiner näheren Auseinandersetzung mit den gleichwohl zu identifizieren-
den Fällen damals schon konzessionierter Wirtschaftsvereine (17–24) folgerte
der Autor, „daß der Gesetzgeber im § 22 BGB. eine Materie geregelt hat, deren
Umfang in der Praxis doch sehr gering ist“ (30), so dass gar die Streichung der
„durchaus entbehrlichen Gesetzesvorschrift“ (35) naheliege.73

70 Nämlich GOLDBERG, aaO (Fn. 3).
71 Lebenslauf in GOLDBERG, aaO (Fn. 3), und weiter: „Ich studierte an den Universitäten

Heidelberg, London und Berlin Rechts- und Staatswissenschaften und bestand am 5.
März 1932 die erste juristische Prüfung am Kammergericht. – Nach abgelegter Prüfung
studierte ich noch ein Semester als Gasthörer an der Universität Heidelberg. – Zur Zeit
bin ich zur Ausbildung dem Amtsgericht Berlin-Wedding überwiesen.“

72 Alle folgenden Zitate aus GOLDBERG, aaO (Fn. 3).
73 Ausf. Zitat oben Fn. 58.
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2. Hornung 1972

Knapp vierzig Jahre nach der ersten rechtstatsächlichen Erhebung ist eine wei-
tere dokumentiert: Ein Doktorand aus dem niedersächsischen Bentheim (da-
mals noch nicht „Bad“ Bentheim), der später Amtsrichter in Kassel werden
sollte, legte der Göttinger Juristischen Fakultät bei Gerd Rinck und Bernhard
Großfeld eine Dissertation mit nahezu identischem Titel vor wie sein Vorgän-
ger vier Jahrzehnte zuvor.74

Die Arbeit berichtet über eine 1969 „bei allen zuständigen Verleihungsbehör-
den der einzelnen Bundesländer“ durchgeführte Umfrage (128 Fn. 1). Gegen-
stand dieser Umfrage waren „alle rechtsfähigen wirtschaftlichen Vereine nach
§ 22 BGB, denen nach 1950 die Rechtsfähigkeit verliehen wurde“, weitere De-
tails der Methodik wurden nicht mitgeteilt. Immerhin dokumentierte der Au-
tor seine Rohdaten (128–131) und vermerkte sorgfältig die Anzahl der Vereine
in jedem Bundesland auch dann, wenn sie ihm – wie in Bayern – „namentlich
nicht genannt“ wurden (128).

Aus dieser Erhebung ergibt sich, dass im Zeitraum 1951–1968 zwei Bun-
desländer gar keine Wirtschaftsvereine konzessioniert hatten (Bremen und
Saarland). Die übrigen neun Bundesländer verzeichneten insgesamt 121 Kon-
zessionen, zu denen mit „Spießhofer & Braun, Lichtenstein“ noch ein vom
Bundesinnenminister nach dem damaligen § 23 BGB konzessionierter Aus-
landsverein hinzutrat (131). Zudem umfasste die Erhebung zwei qualitative
Fragen: (1) „ob ein Anspruch eines wirtschaftlichen Vereins nach § 22 BGB
auf Rechtsverleihung bestehen kann?“ und (2) „Nach welchen Grundsätzen
wird über den Antrag auf Rechtsverleihung entschieden?“. Erstere Frage be-
jahten zwei Bundesländer, vier verneinten sie rundheraus, drei unter Verweis
auf ihr pflichtgemäßes Ermessen, zwei blieben die Antwort schuldig (134–
136).

Auch dieser Autor folgerte aus seiner Erhebung, dass dem Wirtschaftsverein
als zweitseltenster Rechtsform nach den bergrechtlichen Gewerkschaften75

„im Wirtschaftsleben keine große Bedeutung zukommt; es hat sogar den An-
schein, daß diese Form der juristischen Person in der Praxis garnicht [sic] be-
nutzt wird“ (1).

3. Schmidt 1984

Die aktuellste bislang bekannt gewordene Erhebung datiert ein Dutzend Jahre
später, als der Hamburger Rechtslehrer Karsten Schmidt „eine Studie über Er-

74 HORNUNG, aaO (Fn. 35). Weitere Zitate im Haupttext aus dieser Arbeit.
75 Daten aus dem Stat. Jb. 1970 zit. bei HORNUNG, aaO (Fn. 35), S. 133.
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werb und Verlust der Rechtsfähigkeit nichtwirtschaftlicher und wirtschaftli-
cher Vereine“ vorlegte.76

Für diese Studie führte der Autor „in den Jahren 1980/81“ eine „Umfrage bei
den Behörden über die Praxis der vergangenen Jahrzehnte“ durch (213). Auch
er musste feststellen, dass mit dem Kölner Regierungspräsidenten „eine der
befragten Behörden jede Information verweigerte“ und dass sich wegen zer-
splitterter Zuständigkeiten „vor allem in Hessen kein brauchbarer Befund er-
mitteln“ ließ (213 mit Fn. 25, 26).

Soweit die Studie indes Informationen erbrachte, lässt sich aus deren aggregier-
ter Tabellierung im Anhang der Arbeit (341–343) eine Gesamtzahl seit 1949
von 320 Konzessionen in zehn Bundesländern (ohne Hessen und den Regie-
rungsbezirk Köln) errechnen.77 Auch wenn der Autor sich seinerzeit einer ab-
schließenden Bewertung dieses Wertes enthielt, schloss er daraus noch zwan-
zig Jahre später, dass dem Wirtschaftsverein „nur eine ganz unbedeutende
Rolle“ zukomme.78

4. Gesamtschau der bisherigen Rechtstatsachenforschung

Drei Erhebungen gab es bisher, drei Erkenntnisse ergeben sich daraus:

Erstens existierte zu keinem Zeitpunkt eine Gesamtliste derWirtschaftsvereine
auf deutschem Gebiet. Diese zusammenzustellen gelang wederGoldberg, des-
sen Aktenauswertung sich notgedrungen auf Preußen beschränkte, nochHor-
nung, dessen Umfrage sich auf Konzessionen ab 1951 beschränkte, noch
Schmidt, der sich ebenfalls auf die Nachkriegsjahre beschränkte und nach
Rohdaten gar nicht erst zu fragen schien.

Zweitens berichtet jeder der drei Autoren über Widerstand seitens der an-
gefragten Behörden. Goldberg wurde die Akteneinsicht „aus grundsätzlichen
(wahrscheinlich polizeilichen) Erwägungen“ verweigert, Hornung bekam von
Bayern und Nordrhein-Westfalen keine Vereine namentlich genannt und
Schmidt stieß auf die Verweigerungshaltung des Kölner Regierungspräsiden-
ten.

76 So der Untertitel von K. SCHMIDT, Verbandszweck und Rechtsfähigkeit im Vereinsrecht,
1984. Weitere Zitate im Haupttext aus dieser Arbeit.

77 Dabei wurden 62 Forstbetriebsgemeinschaften eingerechnet, die durch die Forstdirekti-
on Freiburg konzessioniert wurden, während die Regierungspräsidien in Freiburg und
Karlsruhe keine Informationen beisteuern konnten. Berichtet wurden auch Antragszah-
len, die sich auf insgesamt 366 belaufen, wenn man dort, wo sie fehlten (Bayern, Braun-
schweig, Weser-Ems, Düsseldorf) die Zahl der erfolgreichen Konzessionen als untere
Grenze für die Antragszahl annimmt.

78 K. SCHMIDT, aaO (Fn. 17), S. 679.
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Drittens leiteten alle drei Autoren aus ihren Daten dieselbe Schlussfolgerung
ab: Die Konzessionierung von Wirtschaftsvereinen habe „sehr geringen“Um-
fang (Goldberg), „keine große Bedeutung“ (Hornung) und spiele „nur eine
ganz unbedeutende Rolle“ (K. Schmidt).

Auf die beiden erstgenannten Erkenntnisse wird noch einzugehen sein (unten
IV.2). An dieser Stelle sei einstweilen nur die dritte hinterfragt. Denn so plau-
sibel die Bewertung der Autoren angesichts absoluter Häufigkeiten von 9 bis
320 Konzessionen erscheinen mag, so verdeckt sie doch einen Befund, der
mit Blick auf die „Fieberkurve“ des Wirtschaftsvereins (oben I.2) aufschluss-
reich erscheint. Löst man sich nämlich von den absoluten Zahlen und setzt
sie stattdessen ins Verhältnis zur Einwohnerzahl der jeweils relevanten Ge-
biete,79 so ergibt sich folgende aufschlussreiche Entwicklung:

Abb. 1:Wirtschaftsvereine je 1 Mio. Einwohner zu bisherigen Erhebungszeitpunkten

Soweit sich aus drei Erhebungszeitpunkten überhaupt ein Trend extrapolieren
lässt, ist die Anzahl der Wirtschaftsvereine je 1 Million Einwohner zwischen
1933 und 1980 überlinear gewachsen – obwohl beide späteren Erhebungen die

79 Zur Volkszählung 1933 hatte Preußen 39,93 Mio. Einwohner (Stat. Reichsamt, Die
Wohnbevölkerung imDeutschenReichnachderVolkszählungv. 16.06.1933.Endgültiges
Ergebnis, S. 4 – www.statistischebibliothek.de/mir/receive/DEHeft_mods_00071076,
Stand: 17.7.2023); Mitte 1968 wurden für die BRD 60,18 Mio. Einwohner gezählt (Stat.
Bundesamt, Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1969, S. 25 –

www.statistischebibliothek.de/mir/receive/DEHeft_mods_00130483, Stand: 17.7.2023);
1980 hatte die BRDohneHessen und den Regierungsbezirk Köln 52,06Mio. Einwohner
(Stat. Bundesamt, Statistisches Jahrbuch für die BundesrepublikDeutschland 1981, S. 50,
53 – www.statistischebibliothek.de/mir/receive/DEHeft_mods_00130502, Stand:
17.7.2023).
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wahre Anzahl unterschätzen dürften, weil sie nur Neukonzessionen ermittel-
ten und die fortbestehenden Vorkriegsvereine ausblendeten.

Allein in den letzten zwölf Jahren, für die Daten vorliegen (1969–1981), hat
sich die relative Häufigkeit von Wirtschaftsvereinen mehr als verdreifacht. Ob
nun sechsWirtschaftsvereine auf eineMillion Einwohner eine ernstzunehmen-
de Anzahl sind,80 lässt sich gewiss debattieren – wobei es wohl ohnehin eher
auf deren wirtschaftliche Bedeutung ankommen sollte, die konsequenterweise
nicht an der Bevölkerungszahl, sondern am Bruttoinlandsprodukt gemessen
werden müsste.81

Jedenfalls ein Befund lässt sich aber kaum leugnen: Die absolute und relative
Häufigkeit konzessionierter Wirtschaftsvereine steigen kontinuierlich. Die
immer wieder gleichlautenden Beteuerungen, dass die Bedeutung solcher Ver-
eine gering sei, täuscht also über eine realwirtschaftliche Zunahme hinweg, die
das Recht zur Kenntnis nehmen muss, wenn es die Bedeutung von § 22 BGB
für die Rechtswirklichkeit erörtert.

IV. Wirtschaftsvereine anno 2022 – empirische Bestandsaufnahme

Angesichts der identifizierten Dynamik ist zu fragen, ob und wie sich der da-
malige Trend über die folgenden Jahrzehnte fortsetzte. Diese seit einem Dut-
zend Jahren unbeantwortete Frage des Parlamentariers Schwartze (oben bei
Fn. 68) harrt noch heute einer Klärung. Soweit zumindest ein aktuelles Kom-
mentarwerk überhaupt „Angaben zur Verbreitung von Erzeugergemeinschaf-
ten und Forstbetriebsgemeinschaften“ erwähnt,82 verweist es auf eine rand-
ständig erschienene Print-on-Demand-Broschüre,83 deren auf 2003 datierte
Zahl der Forstwirtschaftsvereine84 sich ausschließlich auf Angaben von www.
waldwissen.net stützt – wobei die genaue URL so verkürzt zitiert wird, dass

80 Immerhin K. SCHMIDt, BB 1974, 254, Fn. 12 hielt den Wert von 121 Vereinen im Jahr
1969 für eine „bemerkenswerte Zahl“.

81 Darauf wurde hier angesichts der zweifelhaften Vergleichbarkeit der Wirtschaftsleistun-
gen von Preußen 1933 einerseits und der BRD 1969/1980 andererseits verzichtet, zumal
die Wirtschaftsleistung der betreffenden Vereine überhaupt nicht quantifizierbar wäre.

82 SEGNA, aaO (Fn. 11), § 22 Rdn. 14 Fn. 34.
83 BÖSCHE, aaO (Fn. 21), 45; das entsprechende Kap. „Wirtschaftliche Vereine als kleine

Genossenschaften“ (S. 40–51), findet sich textgleich (wenn auch nicht identisch pagi-
niert) unter www.dorfladen-netzwerk.de/wp-content/uploads/2010/02/Wirtschaftli-
cher-Verein-als-kleine-Genossenschaft_
Genossenschaft-Sonder-Nr.-1-2010.pdf , Stand: 17.7.2023.

84 BÖSCHE, aaO (Fn. 21), S. 45: „Für 2003 wurden 1.723 Forstbetriebsgemeinschaften mit
311.000 Mitgliedern genannt“.
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sie gar nicht aufrufbar ist.85 Für die an gleicher Stelle genannte Zahl der Agrar-
wirtschaftsvereine zitiert die Broschüre das damalige Bundesministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV)86 – allerdings
ohne Quelle oder Angaben zur Erhebungsmethodik oder auch nur zum Erhe-
bungsjahr.

Angesichts dieser dürftigen Datenbasis –wenn man sie so nennen möchte – tut
eine echte Erhebung not. Zunächst ist die Methodik einer solchen Erhebung
zu skizzieren (1.) und deren zutage getretene Hindernisse zu erörtern (2.), be-
vor die Daten im nächsten Abschnitt ausgewertet werden können (V.).

1. Methodik

Ziel der vorliegenden Erhebung war nicht nur, die Anzahl der Wirtschaftsver-
eine zu ermitteln, sondern eine Gesamtliste zu erstellen, die auch weitergehen-
de Auswertungen nach Sitz und Art des Vereins zulässt.

Da es kein Register dieser Vereine gibt und auch eine Internetsuche (bspw.
nach dem Rechtsformzusatz „w.V.“) nur diejenigen Vereine identifizieren
kann, die mit einem Internetauftritt die Öffentlichkeit suchen, blieb abermals
nichts anderes übrig, als an die für Konzessionen zuständigen Behörden
mit Auskunftsersuchen heranzutreten. Auch dem Bundesjustizministerium
scheint keine einfachere Methodik bekannt zu sein:

„Auskunft können nur die Länder geben, bei denen unterschiedliche, zum Teil auch regionale oder
kommunale Behörden für die Erteilung der Rechtsfähigkeit eines wirtschaftlichen Vereins nach
§ 22 BGB zuständig sind.“87

Im ersten Schritt war deshalb eine Liste der zuständigen Behörden zusammen-
zustellen. Diese wurde im Juli 2021 auf Basis der in den meisten Bundeslän-
dern ergangenen Ausführungsgesetze zum BGB (AGBGB) sowie einer Zu-
ständigkeitsliste im „Handbuch Vereins- und Verbandsrecht“ erstellt,88 und
durch Internetrecherche um die E-Mail-Adressen der in den jeweiligen Behör-

85 DieQuelle wird auch in einer Studie imAuftrag des Bundesministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Klare, Arbeitsberichte des Bereichs Agrar-
ökonomie 1/2006, www.literatur.thuenen.de/digbib_extern/bitv/zi039137.pdf, Stand:
17.7.2023) zitiert, dort mit der URL www.waldwissen.net/themen/betriebsfuehrung/
zusammenschluesse/fva_forstzusammenschluesse.de; dieseURL ist nichtmehr verfügbar.

86 BÖSCHE, aaO (Fn. 21), S. 45: „Für Erzeugergemeinschaften wurde vom für Landwirt-
schaft zuständigen Ministerium BMELV die Zahl von 1.042 genannt, wobei statistisch
nur die erfasst werden, die staatliche Finanzhilfen beziehen, so dass die tatsächliche Zahl
größer ist.“

87 STADLER, aaO (Fn. 69).
88 WAGNER, in: Reichert, Handbuch Vereins- und Verbandsrecht, 14. Aufl., 2018, S. 123

Rdn. 238.
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den zuständigen Ansprechpartner (soweit sie online zu ermitteln waren) er-
gänzt.89

Die resultierenden Kontakte wurden daraufhin zum 19. August 2021 erstmals
angeschrieben mit der Bitte „um Übersendung einer Liste aller wirtschaftli-
chen Vereine, denen [Name der Behörde] eine solche Rechtsfähigkeit verliehen
hat“. Zugleich wurden die Behörden um interne Weiterleitung für den Fall des
Zuständigkeitswechsels gebeten, der sich in früheren Erhebungen als proble-
matisch erwiesen hatte.90 Tatsächlich stellten sich einige im Handbuch doku-
mentierte Zuständigkeiten als überholt heraus und im Lauf des September
wurden weitere Behörden mit gleichlautenden Anfragen kontaktiert.

Eine gewisse methodische Neuerung gegenüber den früheren Erhebungen be-
stand darin, dass alle Auskunftsersuchen unter „Berücksichtigung aller in Be-
tracht kommenden Auskunftsansprüche nach den in [Bundesland] einschlägi-
gen Informationsfreiheitsgesetzen“ erfolgten. Auf diese Gesetze neueren
Datums konnten sich frühere Studien noch nicht berufen, so dass die Hoff-
nung bestand, trotz der früher zutage getretenenWiderstände endlich eine Ge-
samtliste zusammentragen zu können.

Diese Hoffnung wurde herb enttäuscht. Als die Erhebung nach 14 Monaten
am 19.10.2022 endgültig beendet wurde, hatten von insgesamt 65 angefragten
Behörden sechs auch auf mehrfache Rückfrage nicht geantwortet (9,2 %). Es
lohnt deshalb sowohl für künftige Erhebungen als auch für die rechtspolitische
Bewertung des Konzessionssystems, sich die Hindernisse zu vergegenwärti-
gen, denen die Erhebung – sei es erwartungsgemäß oder überraschend – be-
gegnete.

2. Hindernisse

a) Zunehmende Fragmentarisierung von Zuständigkeiten

Hatte Hornung 1969 noch relativ wenige Ansprechpartner kontaktieren müs-
sen (die genaue Zahl teilte er nicht mit), musste Schmidt schon 1980 feststellen,
dass aufgrund einer Änderung der Rechtslage in Hessen 1978 die Zuständig-
keit innerhalb dieses Bundeslands von den Regierungspräsidenten auf die
Kommunalebene gewechselt war, weshalb sich „in Hessen kein brauchbarer
Befund“ mehr ermitteln lasse.91

89 Für tatkräftige Unterstützung bei diesen Recherchen danke ich stud. iur. Lisa Schabbert.
90 K. SCHMIDT, aaO (Fn. 76), 213 berichtete, dass „Veränderungen der Zuständigkeit keine

einheitliche Erfassung mehrjähriger Beobachtungszeiträume zuließen“.
91 K. SCHMIDT, aaO (Fn. 76), 213 Fn. 25.
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Die entsprechende gesetzliche Regelung von 1984 gilt noch heute,92 so dass in
Hessen statt eines Innenministers oder dreier Regierungspräsidenten ganze 37
Kommunalbehörden in die Erhebung einbezogen werden mussten. Die Anfra-
ge bei diesen Kommunalbehörden schien Schmidt noch nicht in Betracht zu
ziehen, während sie für die vorliegende Studie tatsächlich durchgeführt wurde.

Hessen steht indessen nicht mehr allein mit dieser Zersplitterung der Zustän-
digkeiten. Mit dem „Gesetz zur Modernisierung der Verwaltung in Nieder-
sachsen“ wurden 2004 die dortigen Bezirksregierungen aufgelöst und die
Zuständigkeit für die Konzessionierung wirtschaftlicher Vereine auf die Land-
kreise und kreisfreien Städte übertragen.93 Mit den acht kreisfreien Städten und
37 Landkreisen Niedersachsens hätte eine Erhebung der dortigen Wirtschafts-
vereine die Anzahl der erforderlichen Anfragen nochmals fast verdoppelt. Aus
Gründen der Arbeitsökonomie und aufgrund der zu diesem Zeitpunkt bereits
in Hessen gemachten Erfahrungen (dazu gleich) wurde von einer weiteren Ab-
frage auf Kommunalebene abgesehen.

Niedersachsen musste deshalb als einziges Bundesland komplett von der Er-
hebung ausgenommen werden. Zu erfahren war insoweit vom Niedersächsi-
schen Ministerium für Inneres und Sport lediglich:

„Zuletzt wurde im Jahr 2003 von den ehemaligen Bezirksregierungen eine entsprechende Erhe-
bung zu wirtschaftlichen Vereinen durchgeführt. Danach wurde in Niedersachsen in den Jahren
1993 bis 2003 ca. 47 wirtschaftlichen Vereinen die Rechtsfähigkeit verliehen. Hierbei handelte es
sich imWesentlichen um Erzeuger- und Forstbetriebsgemeinschaften sowie zum geringen Anteil um
sonstige Einrichtungen (z.B. Bundesverband zur Förderung der Schwimmausbildung, Feuerbestat-
tungsverein). Weitere Informationen zu den jeweiligen Einzelfällen liegen hier leider nicht vor.“94

Nur ein Bundesland bot ein wohltuendes Gegenbeispiel für den Trend zur
Fragmentarisierung: Nordrhein-Westfalen. Dort sind zwar die fünf Bezirks-
regierungen (Arnsberg, Detmold, Düsseldorf, Köln undMünster) für Konzes-
sionen nach § 22 BGB zuständig, allerdings werden „Anfragen, die mehrere
oder alle Bezirksregierungen betreffen“, zentral vom Landesinnenministerium
beantwortet.95 So waren dort für die vorliegende Erhebung innerhalb von zwei
Monaten alle Daten aus einer Hand zu erhalten.

92 § 1 Nr. 1 Hess. AGBGB v. 28.12.1984, GVBl. I 344.
93 § 1 Abs. 1 Nds. AGBGB i.d.F. Art. 18 G. zur Modernisierung der Verwaltung v.

5.11.2004, Nds. GVBl. 2004, 394.
94 E-Mail von St. Sch. (Referat 41 – Wahlen, Hoheitsangelegenheiten, Justitiariat, Stif-

tungsangelegenheiten), 16.9.2021.
95 E-Mail von H.-P. K. (Referat 14 – Verwaltungsrecht inklusive Verwaltungskostenrecht

u.a.), 3.9.2021.
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b) Konzessionen außerhalb des originären Anwendungsbereichs von
§ 22 BGB

Ein weiteres Hindernis stellte sich bei der Abgrenzung des Forschungsgegen-
stands. Bei unbefangener Lektüre des § 22 BGB erfasst die Vorschrift alle kor-
porativ verfassten Wirtschaftsunternehmen, die die Rechtsfähigkeit durch
staatliche Konzession erlangen.

Kennzeichen dieser Konzession ist nach herrschender Ansicht allerdings, dass
sie im freien Ermessen der Behörde steht und der Verein keinen Anspruch da-
rauf hat.96 Dem stehen Fälle gegenüber, in denen der Gesetzgeber die Wahl des
Wirtschaftsvereins ausdrücklich eröffnet und damit doch so etwas wie Norma-
tivbestimmungen schafft. Der bereits erwähnte § 19 BWaldG etwa (oben bei
Fn. 31) erlaubt es der zuständigen Behörde, forstwirtschaftlichen Zusammen-
schlüssen in der „Rechtsform des rechtsfähigen Vereins mit wirtschaftlichem
Geschäftsbetrieb“ die Rechtsfähigkeit nach § 22 BGB „gleichzeitig mit der
Anerkennung“ nach § 18 BWaldG zu verleihen. Die für diese Anerkennung
maßgeblichen sieben Voraussetzungen im Katalog des § 18 I BWaldG lassen
sich deshalb trotz des in § 19 BWaldG gewählten „kann“ als Konzessions-
anforderungen deuten, die das freie Ermessen der zuständigen Behörde ein-
schränken oder gar binden.

Diese Lesart hat zwei Konsequenzen: Zum einen wird vertreten, dass die
Rechtsfähigkeit derart konzessionierter Vereine „nur formell im Konzessions-
verfahren erteilt“ werde, tatsächlich aber „materiell auf Normativbestimmun-
gen“ beruhe;97 darauf berufen sich Behörden ausdrücklich (dazu gleich unten
bei Fn. 99). Zum anderen sind für diese Fälle oft andere Behörden innerhalb
des jeweiligen Bundeslands zuständig, insbesondere die Landwirtschaftsminis-
terien.

Das Zusammenspiel beider Faktoren führt dazu, dass selbst innerhalb derje-
nigen Bundesländer, die eine landesweit einheitliche Zuständigkeit für
Konzessionen nach § 22 BGB begründet haben, keine effektive Gesamter-
hebung der konzessionierten Vereine gelingen kann. So heißt es in § 1 I Nr. 1
des Brandenburgischen Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch
(BbgAGBGB):

96 Statt aller SEGNA, aaO (Fn. 11), § 22 Rdn. 4, 6.
97 K. SCHMIDT, NJW 1979, 2239, 2240; DERS., AcP 182 (1982), 1, 6 bei Fn. 23; zuvor schon

DERS., BB 1974, 254, 257 („Der Sache nach wäre damit im verfahrensrechtlichen Gewand
des Konzessionssystems auch hier das System der Normativbestimmungen einge-
führt“); krit. allerdings BÖSCHE, aaO (Fn. 21), S. 43: „Obwohl es sich hier um Zusam-
menschlüsse handelt, die in der Regel problemlos in der Lage wären, die Rechtsformkos-
ten der Genossenschaft zu tragen, [...] wird hier überhaupt nicht die Frage gestellt, ob die
anderen verfügbaren Rechtsformen unzumutbar sind. [...] Hier ist Willkür eingekehrt.“
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„Zuständige Verwaltungsbehörde für die Verleihung der Rechtsfähigkeit an einen Verein, dessen
Zweck auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist (§ 22 des Bürgerlichen Gesetz-
buches) ist das Ministerium des Innern.“

Eine Anfrage bei diesem Ministerium ergab: „In Brandenburg wurde bisher
keinem wirtschaftlichen Verein die Rechtsfähigkeit verliehen.“98 Erst die spezi-
fische Nachfrage nach einem im Internet aktiven Unternehmen aus Branden-
burg mit dem Rechtsformzusatz w.V. („wirtschaftlicher Verein“) erbrachte die
Klarstellung, dass auch das brandenburgische Ministerium für Landwirtschaft,
Umwelt und Klimaschutz (MLUK) Wirtschaftsvereine konzessioniert, weil
der „Anwendungsbereich“ der §§ 1–7 BbgAGBGB nach § 8 nicht „für Erzeu-
gergemeinschaften nach demMarktstrukturgesetz und für forstwirtschaftliche
Zusammenschlüsse nach dem Bundeswaldgesetz“ eröffnet ist. Dementspre-
chend vertrat das gesondert angefragte MLUK die Auffassung:

„Die spezialgesetzliche Zulassung von Erzeugergemeinschaften als rechtsfähige Vereine kraft Ver-
leihungwird als ein Sonderfall des Prinzips der Normativbestimmungen, nicht als Ausprägung eines
nach dem § 22 BGB zugrunde liegenden allgemeinen Konzessionssystems für wirtschaftliche Ver-
eine begriffen. Einem Verein, der diese ‚speziellen bundesgesetzlichen Normativbestimmungen‘ er-
füllt, kann die Verleihung der Rechtsfähigkeit nicht unter Verweisung auf die Rechtsform der AG,
GmbH oder eG versagt werden, vgl. hierzu Prof Dr. Karsten Schmidt in NJW 1979, S. 2240.“99

Demgemäß kann auch für andere Bundesländer nicht ausgeschlossen werden,
dass dort wirtschaftliche Vereine tätig sind, die gewissermaßen außerhalb des
Anwendungsbereichs von § 22 BGB konzessioniert wurden. Zwar finden sich
in anderen Ausführungsgesetzen zum BGB keine entsprechenden Ausnahmen
vom Anwendungsbereich.100 Allerdings verfügen gar nicht alle Bundesländer
über Ausführungsgesetze mit Zuständigkeitsregeln nach § 22 BGB.101 Deshalb
blieb für die vorliegende Erhebung nichts anderes übrig, als (nur) in jenen Fäl-
len, in denen die für § 22 BGB zuständige Behörde auf weitere Behörden mit
gesonderter Verleihungszuständigkeit verwies, auch diese Behörden gesondert
anzufragen.

Konkret betrifft das neben Brandenburg auch Bayern (wo neben dem Staats-
ministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie auch das Land-
wirtschaftsministerium angefragt wurde) sowie Mecklenburg-Vorpommern

98 E-Mail von J. M. (Referat 44 AG 4 –Waffen-, Vereins- und Versammlungsrecht, Ord-
nungswidrigkeitenrecht, polizeiliches Gebührenrecht, Beschwerden und Gnadensa-
chen), 23.8.2021.

99 E-Mail von A.B. (Referat 31 –Grundsatzfragen der ländlichen Entwicklung und Land-
wirtschaft; Rechtsangelegenheiten), 28.3.2022.

100 Systematisch durchgesehen wurden die AGBGB in Baden-Württemberg, Hessen und
Thüringen.

101 Für das Saarland und Sachsen-Anhalt konnte kein AGBGB gefunden werden; in
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein erwähnt das AGBGB
keine Vereine nach § 22 BGB.
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(wo neben dem Ministerium für Inneres und Europa auch das Landwirt-
schaftsministerium angefragt wurde). Von einer rein vorsorglichen Abfrage bei
den Landwirtschaftsministerien anderer Bundesländer wurde dagegen abge-
sehen, weil außer Berlin, Hamburg und dem Saarland jedes Bundesland meh-
rere eindeutig spezialgesetzlich konzessionierte Vereine benannte. Freilich
lässt sich nicht sicher ausschließen, dass noch weitere spezialgesetzlich konzes-
sionierte Wirtschaftsvereine im Zuständigkeitsbereich der nicht angefragten
Ministerien bestehen.

c) Mangel an Infrastrukturen zur Datenverwaltung

Die wenigen nach dem eben skizzierten Vorgehen angefragten Landwirt-
schaftsministerien waren auf die Beantwortung der Anfrage gut vorbereitet.102

So kommentierte das Bayerische Staatsministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten (StMELF) seine Datenlieferung:

„Es handelt sich um Daten aus unserer elektronisch geführten Datenbank mit dem Namen ‚Ver-
zeichnis wirtschaftlicher Vereine‘. Es wird darauf hingewiesen, dass wir zur Führung eines solchen
Verzeichnisses bzw. einer solchen Datenbank nicht verpflichtet sind.“103

Immerhin war dadurch eine Übermittlung ausführlicher Listen möglich,
wenngleich auch deren Vollständigkeit keineswegs gesichert erschien:

„Eine Gewähr für die Richtigkeit der Daten könnenwir Ihnen daher aus diesemGrund schon nicht
geben. [...] Eine lückenlose Berichtigung z.T. inkonsistenter Daten ist mit vertretbarem Aufwand
nicht möglich, da hierfür eine Vielzahl von Vorgängen in Papier nochmal händisch überprüft und
die entsprechenden Korrekturen in die Datenbank eingetragen werden müssten.“104

Für den Kernbereich der Konzessionierung nach § 22 BGB hingegen war die
Einrichtung systematischer Datenbanken der absolute Ausnahmefall. Etwa im
Land Brandenburg, wo die entsprechende Vorgabe allerdings bislang reine
Theorie geblieben ist:

„Für den (sehr unwahrscheinlichen) theoretischen Fall der Konzessionierung eines wirtschaftlichen
Vereins im Land Brandenburg, wäre dieser in einem Register zu führen. [...] Nach § 2 Abs. 1
BbgAGBGB ist von demMinisterium des Innern ein Verzeichnis über die Vereine mit Sitz im Land
Brandenburg, deren Rechtsfähigkeit auf staatlicher Verleihung beruht, zu führen. Faktisch existiert
allerdings – in Ermangelung der Verleihung der Rechtsfähigkeit an wirtschaftliche Vereine kein
derartiges Verzeichnis.“105

102 Wohl nicht zuletzt deshalb, weil sie für die Belieferung des „Agrarorganisationenregis-
ters“ (dazu gleich 3.) im eigenen Interesse Datenverwaltungsstrukturen aufgebaut ha-
ben.

103 E-Mail von T. S. (Referat 27), 30.5.2022.
104 E-Mail von T. S. (Fn. 103).
105 E-Mail von J. M. (Fn. 98).
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In anderen Bundesländern mussten die bisherigen Konzessionen erst zusam-
mengestellt werden, so dass sich nicht selten mehrmonatige Bearbeitungszei-
ten ergaben.106 Zudem blieben die Antworten fast durchweg unvollständig:
Statt der erbetenen „Daten jedes Vereins (Vereinssitz, Vertretungsberechtigte,
usw.)“ beschränkten die meisten Behörden ihre Antwort aus logistischen oder
datenschutzrechtlichen Gründen auf Sitz, Vereinsname und allenfalls noch
(aber nicht durchweg) das Konzessionsdatum. Die ungleich interessanteren
Vereinsdaten wie Satzung, Unternehmensgegenstand, Art und Anzahl der Ge-
schäftsstätten, Zahl der Mitglieder, Bilanzen, Geschäftsberichte, Ausmaß der
Gewinnthesaurierung, usw. waren unter diesen Umständen überhaupt nicht
zu erhoffen. Auf Kommunalebene (in Hessen) wurde die Auskunft zum Teil
sogar komplett abgelehnt:

„Um Ihre Anfrage beantworten zu können, ist es erforderlich, dass wir händisch unsere Akten
durchforsten müssen. [...] Wir bedauern, dass wir Sie bei Ihrem Forschungsprojekt nicht unterstüt-
zen können.“107

Teils wurde dafür auch der hessische Zuständigkeitswechsel von 1978 verant-
wortlich gemacht, in dessen Zuge keine Bestandsdaten der zuvor zuständigen
Regierungspräsidien an die nunmehr zuständigen Landkreise übermittelt wor-
den seien, so dass noch heute eine Erkundigung bei den Regierungspräsidien
erforderlich sei.108 Diese wiederum verweisen einmütig auf die Zuständigkeit
der Landkreise und berichten, keine Akten zu Altfällen mehr aufbewahrt zu
haben.109 Ob in Hessen noch wirtschaftliche Vereine mit vor 1978 verliehener
Rechtsfähigkeit existieren, scheint also niemand zu wissen.

106 Eine Abschätzung der durchschnittlichen Bearbeitungszeit ist wegen der in vielen Fäl-
len verschleppten Verfahren und immer wieder nötigen Erinnerungsmails gar nicht se-
riös möglich.

107 E-Mail von M. W. (Landkreis Fulda, Fachdienst Kommunalaufsicht, Wahlen und Ge-
fahrenabwehr), 2.2.2022.

108 E-Mail vonM. B.-P. (Landkreis Marburg-Biedenkopf, Fachdienst Rechtsangelegenhei-
ten und Vergabestelle), 22.2.2022: „Leider haben wir keine Liste aller wirtschaftlichen
Vereine im Landkreis Marburg-Biedenkopf. Hier wäre es wohl erforderlich, direkt
beim Regierungspräsidium nachzufragen, an welche Vereine von dort die Rechtsfähig-
keit verliehen wurde.“

109 E-Mail von J. K. (Einheitlicher Ansprechpartner Hessen im Regierungspräsidium Kas-
sel), 23.2.2022; E-Mail von M. L. (Stabsstelle Organisation und Entwicklung im Regie-
rungspräsidium Gießen), 2.3.2022; P. Sch. (Dezernat II 21 – Einbürgerungsbehörde,
Fachaufsicht für Staatsangehörigkeits-, Pass-, Personalausweis- undMelderecht im Re-
gierungspräsidium Darmstadt), 8.3.2022.
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d) Zuständigkeitsverwirrung

Selbst dort, wo Daten vorlagen, gestaltete es sich bisweilen überraschend
schwierig, diese auch zu erlangen. Immer wieder herrschte erhebliche Verwir-
rung über die Zuständigkeit, was der Erfahrung anderer Autoren entspricht.110

In der aktuellen Erhebung belegen folgende Antworten ausMecklenburg-Vor-
pommern und Hessen das Problem:

„offensichtlich konnte Ihre Anfragen [sic] von der Poststelle nicht richtig zugeordnet werden, weil
keinem bekannt war, wer die Zuständigkeit für die Verleihung der Rechtsfähigkeit wirtschaftlicher
Verein [sic] in unserem Hause wahrnimmt.“111

„Nach einer umfassenden Abfrage der verschiedensten Fachbereiche erhielten wir keine positive
Rückmeldung zu einer Verleihung. Es spricht daher zum gegenwärtigen Zeitpunkt viel dafür, dass
derartige Verleihungen in den letzten Jahren in Rüsselsheim amMain nicht vorgenommen wurden.
Sollten wir Kenntnis davon erlangen, dass eine solche Verleihung vorgenommen wird, würden wir
unaufgefordert mit Ihnen Kontakt aufnehmen.“112

„Aus demMailverkehr ist ersichtlich, dass dieMail vom letzten Jahr und auch IhreMal von gestern
eine wahre Odyssee durch unsere Verwaltung hinter sich haben. Offenbar ist eine Mischung aus
Unwissenheit über die hausinterne Zuständigkeit sowieWeiterleitung aus eigener Unzuständigkeit
dafür verantwortlich, dass Ihre Anfragen bislang unbeantwortet geblieben sind.“113

Besonders deutlich wurde diese Odyssee in der hessischen Stadt Offenbach am
Main, die zu meinen Rückfragen im Verlauf von zwei Monaten wie folgt Stel-
lung nahm:

„ich bin leider noch amNachforschen wer bei uns imHaus für Ihr Anliegen zuständig sein könnte.“
(22.9.) – „unsere Nachforschung hat ergeben, dass wir in der Stadt Offenbach damit nichts zu tun
haben. Tut mir leid Ihnen nichts anderes mitteilen zu können.“ (15.11.) – „Ich bin immer noch auf
der Suche wer bei der Stadt Offenbach für Ihr Anliegen zuständig sein könnte. Ich bleibe dran und
forsche weiter nach.“ (16.11.) – „ich habe nun endlich herausgefunden wer bei uns in der Stadt für
Ihr Anliegen zuständig ist. Ich habe Ihre Anfrage nun dahin weitergeleitet mit der Bitte um Be-
arbeitung.“ (19.11.)114

Auch wenn diese Verwirrungen in allen Fällen schließlich aufgeklärt werden
konnten, ging darüber erhebliche Zeit ins Land und wurde ein unvorhergese-
henes Volumen an Anschlusskommunikation erforderlich. Neben den 65 ur-

110 BÖSCHE, aaO (Fn. 21), S. 40f.: „Es bedarf oft intensiver Suche und vieler Telefonate, um
die zuständige Stelle zu finden, weil oft seit Jahrzehnten keine wirtschaftlichen Vereine
mehr genehmigt worden sind und mangels Befassung niemand weiß, wo die Zustän-
digkeit liegt.“

111 E-Mail von M. D. (Ministerium für Klimaschutz, Landwirtschaft, Ländliche Räume
und Umwelt Mecklenburg-Vorpommern), 21.12.2021.

112 E-Mail von A. B. (Magistrat der Stadt Rüsselsheim am Main, Rechtsamt), 7.2.2022.
113 E-Mail von M. B.-P. (Fn. 108), 19.1.2022.
114 E-Mails von M. S. (Hauptamt der Stadt Offenbach am Main, Abteilung Hauptverwal-

tungsaufgaben, Beschaffung und Innere Dienste).
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sprünglichen Anfragen bedurfte die Erhebung deshalb knapp 130 weiterer
Nachrichten, also im Schnitt etwa zwei Folgenachrichten für jede Anfrage.

e) Mangelnde Responsivität von Behörden

Ein letztes Hindernis schließlich ergab sich aus einer bei manchen Behörden
komplett fehlenden Antwortbereitschaft. Dafür ließen sich verschiedene Mo-
tive ausmachen. In Hessen etwa antworteten drei Landkreise fast wortgleich:

„Leider müssen wir Ihnen mitteilen, dass die Landkreise nur an Umfragen etc. teilnehmen, wenn
diese (je nach betroffenemGebiet) entweder mit demDeutschen Landkreistag oder demHessischen
Landkreistag abgestimmt sind. Nach unserer Rückfrage ist Ihre Anfrage bisher dort nicht bekannt
oder abgestimmt, sodass wir Ihr Anliegen vorerst nicht weiter bearbeiten.“115

Die Klarstellung, dass es sich nicht um eine „Umfrage etc.“ handele, sondern
um einen Antrag aufgrund des Hessischen Datenschutz- und Informations-
freiheitsgesetzes (HDSIG), schien die Verantwortlichen des Landkreises Hers-
feld-Rotenburg nicht zu beeindrucken: Alle fünf weiteren Kontaktversuche
zwischen 20.9.2021 und 1.2.2022 wurden ignoriert.

Eine andere Abwehrstrategie wählte das Ordnungsamt der kreisfreien Stadt
Kassel: Auf meine von einem dienstlichen E-Mail-Account der Max-Planck-
Gesellschaft versandte Anfrage antwortete man mit Nachforderungen und
verlangte

„das Datenschutzkonzept zu Ihrem Forschungsprojekt sowie einen Nachweis des Max-Planck-In-
stitutes, das [sic] Ihr Forschungsvorhaben tatsächlich verwirklicht wird.“ – „Als Nachweis reicht
eine offizielle formlose Erklärung Ihres Forschungsinstitutes, dass Sie tatsächlich mit der Forschung
an den angefragten Daten betraut sind.“ – „Leider sehe ich keine Möglichkeit Ihnen Daten mit-
zuteilen, wenn Sie den Grund für Ihre Anfrage nicht belegen können. Lediglich zu behaupten
Daten für Forschungszwecke zu benötigen reicht [...] leider nicht.“116

Meinen Hinweis auf die Jedermanns-Auskunftsrechte nach HDSIG quittierte
man lakonisch unter Inanspruchnahme des Polizeiprivilegs in § 81 II Nr. 1 des
Gesetzes, denn: „Ordnungsämter sind Polizeibehörden.“117 Erst nach Eskala-
tion des Konflikts und Intervention der Amtsleitung wurden mir zwei Monate
später und „ausnahmsweise ohne Authentizitätsprüfung“118 Daten zur Verfü-
gung gestellt.

115 E-Mail von S. R. (Büro des Landrats des Landkreises Hersfeld-Rotenburg), 17.9.2021;
Email von W. M. (Leiter des Amtes für Personal, Planung und Organisation im Main-
Kinzig-Kreis), 15.9.2021; E-Mail von M. G. (Verwaltungsleiter im Kreisausschuss des
Werra-Meißner-Kreises), 22.9.2021.

116 E-Mails von A. L. (Ordnungsamt der Stadt Kassel – Ordnungs- und Aufsichtsangele-
genheiten), 9.9.2021.

117 E-Mail von A. L. (Fn. 116), 10.9.2021.
118 E-Mail von A. L. (Fn. 116), 15.11.2021.
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Hatte man bei hessischen Behörden immerhin noch Gründe gefunden, die
Auskunft zu verweigern, praktizierte der Freistaat Sachsen eine gänzlich ande-
re Strategie: Absolute Kontaktvermeidung. Die in Sachsen für Konzessionen
nach § 22 BGB zuständige Landesdirektion reagierte auf keinen von acht Kon-
taktversuchen im Verlauf eines halben Jahres. Weder drei Anfragen an die
Funktionsadresse der Landesdirektion (7.9.2021, 14.9.2021, 15.10.2021) noch
zwei Anfragen an den Bürgerbeauftragten (18.10.2021, 11.11.2021) oder drei
Nachrichten an die Behördenleiterin (24.11.2021), denen in zwei Fällen noch
der Referatsleiter für e-Government einkopiert war (18.1.2022, 1.2.2022), er-
zielten irgendeine Reaktion. Die Landesdirektion stellte sich schlicht tot und
dürfte damit einen Negativrekord in puncto Behördenresponsivität aufgestellt
haben. Zugleich fiel damit ein weiteres Bundesland unerwarteterweise kom-
plett aus der Erhebung heraus.

V. Vorläufige Erkenntnisse zur Verbreitung von Wirtschaftsvereinen

Angesichts der geschilderten Hindernisse können die erhobenen Daten nur
mit Vorsicht interpretiert werden. Die ursprünglich angestrebte Gesamtliste
der Wirtschaftsvereine in Deutschland war unter diesen Bedingungen nicht zu
erhoffen. Wenn die Liste gleichwohl so weit wie möglich konsolidiert und als
Datensatz im Forschungsrepositorium Zenodo zur Verfügung gestellt wird,119

so geschieht dies in der Hoffnung, auch aus lückenhaftem Material mit der
gebotenen Vorsicht einige Erkenntnisse ableiten zu können.

Dafür wurden die übermittelten Listen zunächst bereinigt – um fünf Einträge,
deren Rechtsformzusatz (e.V. bzw. GmbH) ihre Fehlzuordnung nahelegt, so-
wie um 91 Vereine, die schon nachMitteilung der jeweiligen Behörde aufgelöst
worden waren. Daraus ergab sich eine konsolidierte Behördenliste von 759
Wirtschaftsvereinen im gesamten Bundesgebiet außer Sachsen und Nieder-
sachsen sowie vier hessischen Landkreisen.120

Die Vollständigkeit dieser konsolidierten Liste lässt sich zunächst anhand einer
weiteren Datenquelle überprüfen und verbessern (1.), bevor anschließend die
aktuelle Gesamtzahl vonWirtschaftsvereinen abgeschätzt (2.), die Gründungs-
dynamik in jüngerer Zeit näher beschrieben (3.) und eine quantitative Typolo-
gie ihrer Einsatzgebiete versucht werden kann (4.).

119 Vgl. oben Fn. 12.
120 Dazu schon oben IV.1 a.E. Im Einzelnen handelte es sich um die Landkreise Bergstra-

ße, Hersfeld-Rotenburg, Kassel und Main-Taunus.
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1. Gegenprüfung und Erweiterung des Datensatzes

Im Zuge der Erhebung kam das „Register der anerkannten Erzeugerorganisa-
tionen und Vereinigungen“ (AOReg) in den Blick. Diese von der Bundesan-
stalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) geführte „Datensammlung auf
Grundlage der von den zuständigen Landesstellen zugelassenen Organisatio-
nen“ wird aus Daten der Länder „bereitgestellt und gepflegt.“121 Folglich
könnten diese online frei zugänglichen Daten eines der zuvor festgestellten
Hindernisse (II.2.b) kompensieren, zugleich die Vollständigkeit der erhobenen
Daten gegenprüfen und den Datensatz erweitern helfen.

Dabei erweist sich zunächst als problematisch, dass die unter aoreg.ble.de zu-
gängliche Datenbank auch Genossenschaften umfasst und die Benutzerober-
fläche keine Selektion nach der Rechtsform ermöglicht. Immerhin jedoch las-
sen sich die Daten zur weiteren Auswertung herunterladen und dann manuell
nach Rechtsformzusätzen filtern. Eine Abfrage Ende Oktober 2022 ergab
auf diese Weise einen Registerstand von 927 Einträgen.122 Nach Deduplika-
tion und Entfernung der Einträge mit einer nicht zur Konzession passenden
Rechtsform (insb. e.G., e.V., GmbH, Co. KG, AG),123 verblieben 428 Unter-
nehmen in einer für Wirtschaftsvereine gebräuchlichen Rechtsform (409 w.V.,
17 n.e.V., je 1 r.V. und v.V.) sowie 22 weitere ohne Rechtsformzusatz.

Bereinigt man nun sowohl die konsolidierte Behördenliste als auch die 450
AOReg-Einträge mit Blick auf Rechtsformzusätze, orthographische Eigenhei-
ten (Groß-/Kleinschreibung, Ortszusätze mit Binde- oder Schrägstrich, etc.),
überflüssige Leerzeichen, etc., so lassen sich beide Quellen automatisiert zu-
sammenführen. Dass dieser Abgleich keineswegs zweifelsfrei gelingt, mögen
nur fünf Beispiele aus Bayern belegen, dessen Staatsministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten (StMELF) eine Liste von Wirtschaftsver-
einen übermittelt hatte (s.o. bei Fn. 102), die jeweils anderslautenden Einträ-
gen im AOReg entsprechen könnten:

121 Beschreibungstext unter: www.aoreg.ble.de (Stand: 17.7.2023).
122 Datenexport separat archiviert im Zenodo-Datensatz (Fn. 12).
123 Einzelne Namen waren mit je zwei Rechtsformzusätzen registriert (bspw. Bayerische

Wollerzeugergemeinschaft e.V. und W.V., MEG Ippesheim eG und w.V.). Diese wur-
den mangels entgegenstehender Anhaltspunkte als verschiedene Unternehmen behan-
delt.
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Tab. 1: Ähnlich benannte Vereine (mögliche Doppelungen) in StMELF-Liste und AOReg

StMELF AOReg
Erzeugergemeinschaft für Arznei- und
Gewürzpflanzen Straubing und
Umgebung w. V.

Erzeugergemeinschaft für Arznei- und
Gewürzpflanzen Straubing w. V.

Erzeugergemeinschaft für Qualitätsgetreide
InnoBa w. V.

Erzeugergemeinschaft für Qualitätsgetreide
InnoBa Altötting w. V.

Erzeugergemeinschaft für Qualitätsgetreide
und Ölfrüchte Landsberg u.U. w. V.

Erzeugergemeinschaft für Qualitätsgetreide
und Ölfrüchte Landberg w. V.

Erzeugergemeinschaft für pflanzliche
Erzeugung zur technischen Verwendung
und Energiegewinnung Oberfranken w. V.

Erzeugergemeinschaft für pflanzl.
Erzeugnisse zur techn.ischen Verwendung
oder EnergiegewinnungOberfranken w. V.

Erzeugergemeinschaft für
Qualitätskartoffel Plattling-
Stephansposching w. V.

Erzeugergemeinschaft für
Qualitätskatoffeln Plattling-
Stephansposching w. V.

Der erstgenannte Unterschied tauchte immer wieder auf: In vielen Fällen fand
sich in einer der beidenQuellen der Zusatz „undUmgebung“ oder „u.U.“, der
in der jeweils anderen fehlte. In diesen Fällen wurde deshalb angenommen,
dass es sich um denselben Verein handelt. In anderen Fällen dagegen ließ sich
ohne nähere Erkundigung kaum sicher feststellen, ob unterschiedliche Einträ-
ge echte Firmierungsunterschiede oder lediglich orthographische Varianten,
Ortszusätze u.ä. widerspiegelten.124 Deshalb wurden in diesen Fällen beide
Namensvarianten jeweils als verschiedene Unternehmen behandelt. Damit er-
folgte der Datenabgleich so konservativ wie möglich, allerdings dürften da-
durch insgesamt kaummehr als 50 Dopplungen zwischen denMinisterialdaten
und jenen aus dem Agrarorganisationenregister übersehen worden sein.

Im Ergebnis tauchen nur 151 der 450 AOReg-Einträge (33,6 %) auch in den
behördlich übermittelten Daten auf. Das bedeutet freilich nicht, dass in der
konsolidierten Behördenliste fast zwei Drittel der spezialgesetzlich konzessio-
nierten Wirtschaftsvereine fehlen. Denn allein 17 Vereine fehlen nur deshalb,
weil sie nach Behördeninformationen schon aufgelöst wurden. Weitere 73 Ver-
eine lassen sich den beiden Bundesländern zuordnen, von denen keine Behör-
deninformationen zu erhalten waren (51× Niedersachsen und 22× Sachsen).
Folglich fehlen in den Listen der übrigen Bundesländer „nur“ 209 Vereine –

damit aber immerhin noch fast die Hälfte der im AOReg eingetragenen Agrar-
wirtschaftsvereine (46,4 %). Die größte Fehlzahl weist mit 61 Vereinen ausge-
rechnet Bayern auf, dessen Landwirtschaftsministerium mit 227 Einträgen

124 Dasselbe galt für die vom StMELF gelisteten „Alpenmilch eG Chiemgau und Ruper-
tiwinkel, Traunstein“ und „Alpenmilch EG Chiemgau und Rupertiwinkel w. V., Stein
an der Traun“; ob „eG“ hier für „eingetragene Genossenschaft“ oder für „Erzeuger-
gemeinschaft“ steht, ist unklar.
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schon die ausführlichste Liste übermittelt hatte. Deshalb muss davon ausge-
gangen werden, dass auch in anderen Bundesländern die wahre Zahl agrarwirt-
schaftlicher Vereine um ein Viertel bis die Hälfte höher liegt als von deren Be-
hörden mitgeteilt.

2. Fortschreibung der früheren Rechtstatsachenforschung

Die bisherigen Ausführungen haben deutlich werden lassen, dass eine wirklich
seriöse Schätzung der Anzahl von deutschen Wirtschaftsvereinen schlicht
nicht möglich ist – weder auf Grundlage der konsolidierten Behördenliste
noch aufgrund des Agrarorganisationenregisters.

Führt man immerhin die konsolidierte Behördenliste mit dem AOReg-Export
zusammen, so ergibt sich eine aus beiden Quellen gespeiste Liste von 1.033
Wirtschaftsvereinen. Diese (zwangsläufig unvollständige) Liste lässt sich im-
merhin nutzen, um die oben (III.4) in Abb. 1 illustrierte Trendanalyse (Wirt-
schaftsvereine proMio. Einwohner) fortzuschreiben. Denn der blinde Fleck in
9,2 % der Verwaltungsbezirke (6 von 65) lässt sich näherungsweise dadurch
kompensieren, dass man deren Bevölkerungszahl auch aus dem Nenner ab-
zieht. Tut man dies anhand der aktuellen Bevölkerungsstatistik,125 so ergibt
sich folgendes Bild:

125 Die Zensusfortschreibung des Stat. BA schätzt für Ende 2021 in Sachsen 4,04 Mio.
Einwohner, in Niedersachsen 8,03 Mio., im Bund 83,24 Mio. (www.destatis.de/DE/
Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Bevoelkerungsstand/Tabellen/
bevoelkerung-nichtdeutsch-laender.html, Stand 20.6.2022). Die fehlenden hessischen
Landkreise (dazu oben Fn. 120) umfassten laut Hess. Stat. Landesamt 867.873 Einwoh-
ner, also 13,79 % der hessischen Bevölkerung (www.statistik.hessen.de/sites/statistik.
hessen.de/files/2022-06/bevgem_311211-311221_22062022.xlsx, Stand: 17.7.2023).
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Abb. 2:Wirtschaftsvereine je 1 Mio. Einwohner zu bisherigen Erhebungszeitpunkten

Die Abbildung belegt, dass sich die zwischen 1969 und 1981 beobachtete Ent-
wicklung nahezu ungebrochen fortgesetzt hat: Seit der letzten Erhebung vor
vierzig Jahren hat sich die Zahl der Wirtschaftsvereine pro 1 Mio. Einwohner
nochmals verzweieinhalbfacht.

Zu erinnern bleibt daran, dass die Zahl der Agrarwirtschaftsvereine vermutlich
deutlich höher liegt und dass mit Niedersachsen ausgerechnet ein Bundesland
fehlt, das viel mehr (v.a. agrarische) Wirtschaftsvereine erwarten ließe als der
Bundesdurchschnitt.126 Gemeinsam mit den fünf weiteren Verwaltungsbezir-
ken, für die keine Daten zu erhalten waren, umfasst Niedersachsen knapp ein
Sechstel der Bundesbevölkerung (15,5 %),127 deshalb dürfte die tatsächliche
Gesamtzahl der Wirtschaftsvereine weit über 1.000 liegen – vielleicht sogar
näher an 1.500.

Diese Zahl liegt zwar deutlich unter der vor zehn Jahren kolportierten Schät-
zung von über 3.000 Wirtschaftsvereinen,128 aber immer noch weit über der
Anzahl bekannterer Gesellschaftsformen: Die geschätzte Zahl derWirtschafts-
vereine entspräche ungefähr der Summe aus SE (zuletzt 718), EWIV (zuletzt
359) und KGaA (zuletzt 378).129 Auch wenn diese Summe für sich genommen
nichts aussagt, da manche SE wirtschaftlich bedeutsamer sein mag als die meis-

126 Immerhin wurden dort allein in zehn Jahren (1993–2003) fast 50 wirtschaftliche Ver-
eine konzessioniert (Zitat oben bei Fn. 94).

127 Errechnet aus den Daten in Fn. 125.
128 Dazu oben Fn. 46 – auch zu Zweifeln an der damaligen Quellenlage.
129 Werte zum 31.12.2020 berichtet bei KORNBLUM, GmbHR 2021, 681, 682.
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ten Wirtschaftsvereine zusammengenommen, so wirft das quantitative Ver-
hältnis doch die Frage auf, ob eine so häufig genutzte Unternehmensform die
allgemeine Geringschätzung verdient, die ihr bislang zuteilwird (oben II.1)
oder ob es angesichts dieser Inzidenz nicht doch an der Zeit wäre, über eine
rechtspolitische Neubewertung nachzudenken (unten VI.).

3. Gründungsdynamik im regionalen Vergleich und im Zeitverlauf

Die sicher belegbare Zahl von 1.033 Wirtschaftsvereinen lässt sich zunächst
regional aufschlüsseln. Die folgenden Abbildungen färben die Bundesländer je
nach der absoluten Anzahl (links) oder relativen Häufigkeit (rechts) ein, mit
der sie Wirtschaftsvereine konzessioniert haben.

Abb. 3: Aktuell bekannte Wirtschaftsvereine je Bundesland (links: absolute Anzahl, rechts:
Anzahl je 1 Mio. Einwohner) ohne Sachsen und Niedersachsen; Hessen hochgerechnet.130

Die linke Hälfte der Abbildung zeigt, dass die mit Abstand größte Zahl von
Wirtschaftsvereinen für Bayern dokumentiert ist: Das zweitbevölkerungs-
reichste Bundesland hat mehr als jeden fünften Verein (20,9 %) konzessioniert.

130 Für die vier fehlenden hessischen Landkreise wurde angenommen, dass sie dem Lan-
desdurchschnitt entsprechen, die bekannte Zahl von 80 Vereinen demnach auf 92 hoch-
gerechnet. Abbildung erstellt mit Microsoft Excel 2019.
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Dem folgt überraschenderweise keines der anderen bevölkerungsstarken Bun-
desländer, sondern mit Sachsen-Anhalt eines der kleinsten. Die rechte Hälfte
der Abbildung veranschaulicht das deutlich, da Sachsen-Anhalt bezogen auf
seine Bevölkerungsgröße fast viermal so viele Vereine pro Mio. Einwohner
aufweist wie Bayern. Mehr hat nur das noch kleinere Bremen (45 Vereine, d.h.
66,5 pro Mio. Einwohner).

Über die regionale Verteilung hinaus erlaubt die Liste auch eine diachrone
Auswertung der Vereinskonzessionen im Zeitverlauf. Das Verleihungsjahr der
Rechtsfähigkeit war in der Behördenanfrage mit erfragt worden und wurde für
550 der 759 Vereine (72,4 %) tatsächlich mitgeteilt.131 Im AOReg findet sich
keine entsprechende Angabe; dort ist aber immerhin für alle Vereine ein „Da-
tum der Anerkennung“ hinterlegt, das sich auf die Anerkennung als Agrar-
organisation nach § 1 I Nr. 1 AgrarOLkG beziehen dürfte.132 Auch wenn die-
ser Zeitpunkt vom Erwerb der Rechtsfähigkeit deutlich abweichen kann,
könnte es sich als aufschlussreich erweisen, die Entwicklung der Anerken-
nungshäufigkeiten im Zeitverlauf vergleichend zu betrachten.

Betrachten wir zunächst die von Behörden mitgeteilten Konzessionsjahre, so
lagen 59 davon bereits vor 1900; sie dürften also als altrechtliche Vereine und
gar nicht nach § 22 BGB konzessioniert worden sein.133 Weitere elf lagen vor
dem Zweiten Weltkrieg (1902–1931), in jenem Zeitraum, für den Goldberg
neun Konzessionen gezählt hatte (III.1). Ein Verein wurde während des Krie-
ges konzessioniert, ein weiterer kurz danach.134 In der weiteren Nachkriegs-
zeit, für die Hornung 121 Konzessionen (1951–1968) und Schmidt 320 Kon-
zessionen (1949–1981) ermittelt hatten (III.2, III.3) finden sich in der aktuellen
Behördenliste nur noch 31 (1951–1968) bzw. 92 Konzessionen (1949–1981).

Dieser gravierende Unterschied lässt sich allein durch das Fehlen von Nieder-
sachsen und Teilen Hessens nicht erklären. Er könnte aber ebenso auf das Feh-
len der Konzessionsjahre in 27,6 % der Fälle (210 Vereine) zurückgehen wie
auf die spätere Auflösung damals konzessionierter Vereine.135 Für die Zeit seit

131 Kein Gründungsjahr mitgeteilt wurde bspw. für die GEMA – vgl. dazu Fn. 5.
132 G. zur Stärkung der Organisationen und Lieferketten im Agrarbereich v. 20.4.2013,

BGBl. I 2013, 917.
133 Die meisten dieser Vereine finden sich in Bremen (32) undHessen (23), sowie je einer in

Baden-Württemberg, Bayern, Nordrhein-Westfalen und dem Saarland. Viele altrecht-
liche Vereine wären heute wohl als Idealvereine eintragungsfähig (wie der Frankfurter
Turnverein 1860), teils aber auch nicht (wie die Bremer Baumwollbörse). Eine trenn-
scharfe Unterscheidung ist allein anhand ihrer Namen kaum möglich; vgl. aber unten
Fn. 155 zu den Korporationsvereinen.

134 Nämlich 1944 der Versorgungsverband deutscher Wirtschaftsorganisationen in Lan-
genfeld (Nordrhein-Westfalen), 1946 der Verein Bremer Säuglingsheime.

135 Lediglich erinnert sei daran, dass durch die Erhebung 91 Vereine bekannt wurden, die
zum Erhebungszeitpunkt bereits aufgelöst waren (oben vor Fn. 120).
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1980 jedenfalls ergibt sich folgende Entwicklung der 394 noch heute bestehen-
den Vereinskonzessionen sowie der 360 landesrechtlichen Anerkennungen als
Agrarorganisation:

Abb. 4: Verteilung der Wirtschaftsvereine, die im Zeitraum 1980–2021 konzessioniert
(schwarze Linie) oder nach AgrarOLkG anerkannt wurden (graue Balken).

Die Verlaufsgrafik illustriert eine bislang noch nicht dokumentierte Konzes-
sionierungs- und Anerkennungswelle in den frühen Nachwendejahren
(1991–1996). Von den 159 in diesem Zeitraum konzessionierten Vereinen ent-
fallen mit 132 Konzessionen gut vier Fünftel (83,0%) auf die neuen Bundes-
länder Mecklenburg-Vorpommern (10), Thüringen (17) und Sachsen-Anhalt
(105). Danach fiel die Anzahl der Konzessionen stetig auf den Nachwende-
tiefstwert von 3 Konzessionen im Jahr 2005. Diese Dynamik erklärt den Ge-
sinnungswandel der SPD zwischen 1995 und 2004 (oben II.2.c), widerlegt aber
auch gängige Narrative von der stetig schwindenden oder schon immer fehlen-
den praktischen Bedeutung des Wirtschaftsvereins: Seit nunmehr 25 Jahren
(1996–2021) lässt sich eine stabile Konzessionierungshäufigkeit von 3–15 Kon-
zessionen pro Jahr feststellen. Die Anerkennung als Agrarorganisation, die
sich grundsätzlich parallel zu diesem Trend entwickelt hat, schwankte etwas
stärker (zwischen einer und 13 Anerkennungen), sprang aber im Jahr 2015 so-
gar kurzzeitig zurück auf ihr Nachwendeniveau.

Allein im Zeitraum seit 1996 – also nach Abebben des Nachwendeanstiegs –
wurde 203 Wirtschaftsvereinen (also einem Fünftel aller heute bekannten) die
Rechtsfähigkeit verliehen. Zeitgleich wurden 182Wirtschaftsvereine als Agrar-
organisationen anerkannt.
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4. Quantitative Typologie der heutigen Wirtschaftsvereine

Schon früher wurde versucht, Wirtschaftsvereine typologisch zu erfassen. Den
bekanntesten Ansatz etablierte Karsten Schmidt in einer Reihe von Unter-
suchungen ab 1972: Ausgehend vom Normzweck des § 22 BGB, wirtschaftli-
che Korporationen grundsätzlich aus dem Vereinsregister fernzuhalten, seien
drei Typen von Wirtschaftsvereinen zu unterscheiden: Eine „vereinsmäßig
strukturierte Mitunternehmerschaft“, die den „Volltypus der Kapitalgesell-
schaften“ bilde und in die entsprechenden Handelsgesetze zu relegieren sei,136

und zwei Typen von „Vereinen mit Genossenschaftscharakter“, die nur nach
Genossenschaftsrecht Rechtsfähigkeit erlangen sollten.137 Der damalige § 1 I
GenG enthielt in seiner knapp 120 Jahre geltenden Urfassung sieben Genos-
senschaftstypen,138 denen Schmidt „zwei Strukturformen“ entnehmen und
ihnen entsprechende Formen des genossenschaftlichen Wirtschaftsvereins zu-
ordnen wollte:139 Der „kooperative Verein unter Unternehmern“, die „Tätig-
keit aus ihren Unternehmen auslagern“ und beim Verein „zentralisieren“,140

sowie der „Verein mit anbietender entgeltlicher Tätigkeit auf einem ‚inneren
Markt‘“, also „gegenüber den Vereinsmitgliedern“.141 Diese beiden als „Kor-
rektur des Volltypus der Mitunternehmerschaft“ entworfenen „Strukturfor-
men“142 avancierten bei Schmidt schließlich zu eigenständigen Typen.143

Damit wies die Typologie zuletzt drei gleichrangige Glieder auf, die allerdings
nie ganz trennscharf gedacht waren: Die Möglichkeit „zusätzlicher Misch-

136 K. SCHMIDT, Rpfleger 1972, 286, 288.
137 K. SCHMIDT, Rpfleger 1972, 343, 344.
138 § 1 Abs. 1 GenG i.d.F. 1.10.1889–18.8.2006 zählte auf: Vorschuß- und Kreditvereine

(Nr. 1), Rohstoffvereine (Nr. 2), Absatzgenossenschaften und Magazinvereine (Nr. 3),
Produktivgenossenschaften (Nr. 4), Konsumvereine (Nr. 5), Werk- und Nutzungs-
genossenschaften (Nr. 6) und Wohnungsbauvereine (Nr. 7).

139 K. SCHMIDT, Rpfleger 1972, 343, 344f., 353f. Lediglich die Produktivgenossenschaft
(§ 1 Abs. 1 Nr. 4 GenG a.F.) sei dem unternehmerischen Volltypus zuzuschlagen, so
K. SCHMIDT, Rpfleger 1972, 286, 291.

140 Hierzu zählte K. SCHMIDT, Rpfleger 1972, 343, 344f., 353f. aus dem Katalog des § 1
Abs. 1 GenG die Vertriebs- (Nr. 3), und Nutzungs- (Nr. 6), sowie die Produktions-
genossenschaften.

141 Hierzu zählte K. SCHMIDT, Rpfleger 1972, 343, 344f., 353f. die Kredit- (Nr. 1), Ein-
kaufs- (Nr. 2), Verbraucher- (Nr. 5) und Baugenossenschaften (Nr. 7).

142 K. SCHMIDT, Rpfleger 1972, 343, 345.
143 K. SCHMIDT, AcP 182 (1982), 1, 16, und weiter 17: Den „Verein mit unternehmerischer

Tätigkeit an einem inneren Markt“ habe er ursprünglich „dem genossenschaftlichen
Typus zugeordnet, neige jetzt allerdings der Auffassung zu, daß er zwischen dem un-
ternehmerischen Volltypus und dem Genossenschaftstypus einen eigenen Platz ver-
dient.“
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typen“war von vornherein zugestanden.144 Dennoch dominierte die dreiglied-
rig-teleologische Typologie die gesamte weitere Diskussion.145 Trotz ihrer prä-
genden Wirkung und unbestreitbaren Nützlichkeit war sie keineswegs der
einzige Kategorisierungsversuch. Sie bot sich insbesondere nie für eine quanti-
tativ-empirische Erfassung an, da sie auf Vereinszwecke und deren Hand-
habung abstellt, also eine Kenntnis von Einzelfallumständen erfordert.

Der maßgebliche quantitativ-empirische Kategorisierungsversuch hingegen
stammt von Paul Hornung (oben III.2) – publiziert im selben Jahr wie
Schmidts Typologie und unter dessen ausdrücklichem Beifall.146 Hornung hat-
te naturgemäß keinen Einblick in die Vereinssatzungen, musste seine Typolo-
gie also aus den Vereinsnamen entwickeln. So unterschied er unter den 121 von
ihm identifizierten Konzessionen acht wiederholt vorkommende Vereins-
typen, von denen allerdings nur drei öfter auftraten als in einer Handvoll Fälle:
Autotaxenvereinigungen (31), Waldwirtschaftsgemeinschaften (18) und Post-,
Spar- und Darlehnskassen (7).147 Die fünf weiteren Typen kamen auf je weniger
als fünf Beispiele,148 fünfzig Vereine dagegen (41,3 %) scheinen typologisch gar
nicht kategorisierbar gewesen zu sein.

Ein vergleichbarer Kategorisierungsversuch lässt sich nun anhand der aktuel-
len und viel umfangreicheren Liste von 1.033 Wirtschaftsvereinen unterneh-
men.149 Dazu waren zunächst gebräuchliche Abkürzungen aufzulösen,150 um

144 So K. SCHMIDT, Rpfleger 1972, 344, 349 mit den Beispielen einer „Tätigkeit gegenüber
einem internen Markt mit Auslagerung der Unternehmenstätigkeit vom Verein“ und
einer „mehrstufigen Auslagerung von Unternehmenstätigkeit“.

145 Noch fast dreißig Jahre später differenzierte HADDING (in: Soergel, Komm. z. BGB,
13. Aufl., 2000, § 22 Rdn. 24–32) acht „Erscheinungsformen“ für den von Schmidt
identifizierten Haupttyp (darunter etwa Sparkassen-, Lotterie- und Fremdenver-
kehrsvereine) und je 15 Erscheinungsformen des inneren Marktbetriebs (wie Lohn-
steuerhilfe- und Car-Sharing-Vereine sowie die Wissenschaftliche Buchgesellschaft in
Darmstadt) und des Auslagerungsvereins (wie Funktaxizentralen, Verwertungsgesell-
schaften, Rabattsparvereine). Zum dritten Typ gehörten auch die spezialgesetzlich zu-
gelassenen Wirtschaftsvereine (oben bei Fn. 30).

146 K. SCHMIDT, BB 1974, 254 bezeichnete Hornungs Arbeit als „eindrucksvollen Beleg“.
147 HORNUNG, aaO (Fn. 35), S. 132.
148 HORNUNG, aaO (Fn. 35), S. 132: „4 Bauvereine, 4 Privatverrechnungsstellen von Ärz-

ten, 3 Kantinenvereine, 2 Winterlohnausgleichskassen, 2 Gefriergemeinschaften“.
149 Einschließlich der bis 1900 konzessionierten Vereine alten Rechts, die allein anhand

ihrer Namen kaum in wirtschaftlich und nicht-wirtschaftlich tätige unterschieden wer-
den könnten (oben bei Fn. 133) und wegen des in vielen Fällen fehlenden Konzessions-
jahres (vor Fn. 135) nicht einmal sicher als altrechtlich zu identifizieren wären. Für eine
empirische Bestandsaufnahme werfen sie ohnehin ähnliche Probleme auf wie Wirt-
schaftsvereine.

150 EZG = Erzeugergemeinschaft, UEG = Unabhängige Erzeugergemeinschaft, MEG =
Milcherzeugergemeinschaft, FBG = Forstbetriebsgemeinschaft, VG = Verwertungs-
gemeinschaft.
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die Suche nach Stichworten in den Vereinsnamen zu erleichtern. Im ersten Zu-
griff ließen sich sodann mehrere Haupttypen identifizieren:

Tab. 2: Verteilung der deutschen Wirtschaftsvereine auf ihre Haupttypen

Typ Namensbestandteil Vereinstyp Zahl Anteil
A erzeuger, erzeger, erzeugeger,

erzeugung
Erzeugergemeinschaften 541 52,4%

A* agrar, bullen, getreide, hähnchen,
milch, rind, schwein, tabak, wein,
winzer, [AOReg]151

sonstige Agrarvereine
(ohne Namensbestandteil von
Typ A)

44 4,3%

B forstbetrieb, forstwirtschaft Forstbetriebsgemeinschaften 167 16,2%
B* waldbesitzer, waldbau, waldverein sonstige Waldwirtschaftsvereine 38 3,7%
C [andere] andere Wirtschaftsvereine 243 23,5%

Summe 1.033 100 %

Diese Tabelle ist freilich noch nicht allzu aussagekräftig, weil sie sachlich zu-
sammengehörige Vereine wegen ihrer unterschiedlichen Benennung trennt
(Typen A/A* und B/B*) und mit den Typen A und C zugleich undifferenzier-
te Oberbegriffe verwendet, die keinen Einblick in das Tätigkeitsfeld der jewei-
ligen Vereine erlauben. Fasst man deshalb die agrarwirtschaftlichen Vereine
(Typ A/A*) zusammen und gliedert sie stattdessen nach ihrer Hauptprodukt-
klasse auf,152 so ergibt sich folgende Typologie:

151 Die genannten waren von 30 Suchbegriffen die einzigen, die weitere Vereine neben Typ
1 identifizieren konnten. [AOReg] umfasst alle weiteren im Agrarorganisationenregis-
ter verzeichneten Vereine (insgesamt 4), die keines der Stichwörter im Namen tragen,
wie etwa der MEZ Allgäu-Oberschwaben w.V. oder Wendenknolle w.V.

152 Das AOReg definiert 27 „Erzeugnisbereiche“ (www.aoreg.ble.de/footernavigation/
hilfebenutzerhinweise, Stand: 17.7.2023), die sich für eine Typisierung aber kaum eig-
nen, da viele Vereine mehreren Erzeugnisbereichen zugewiesen sind und dennoch 10
Kategorien gar keine und 7 Kategorien nur je max. drei Vereine enthalten.
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Tab. 3: Produktklassen der agrarischen Wirtschaftsvereine

Typ Namensbestandteil Agrarprodukt Zahl Anteil
A1 milch, molkerei Milch 147 25,1%
A2 getreide, gereide, roggen, gerste,

weizen, dinkel, ähre, grain
Getreide 129 22,1%

A3 raps (ggf. auch getreide) Raps 33 5,6%
A4 kartoffel, katoffel Kartoffeln 49 8,4%
A5 schwein [ohne Schweinfurt], ferkel Schweine 46 7,9%
A6 pute, truthahn, geflügel, hühner,

hähnchen, broiler, eier, enten
Geflügel 26 4,4%

A7 rind, kälber, bullen, boeuf, gelbvieh,
wollerzeugung, schaf [ohne
Schaftlach], lamm, lämmer

Rinder und Schafe 17 2,9%

A8 schlacht [ohne Stichworte A5–A7] sonstiges Schlachtvieh 16 2,7%
A9 wein [ohne schwein], winzer, Reben Wein 21 3,6%
A10 gewürz, kräuter, tabak Gewürze inkl. Tabak 11 1,9%
A11 honig, imker Honig 6 1,0%
A12 obst, traubenmost Obst 5 0,9%
A13 [sonstige] andere Agrarprodukte 79 13,5%

Summe 585 100 %

Die Tabelle zeigt, dass agrarwirtschaftliche Vereine mit Abstand am häufigsten
in der Milchproduktion tätig sind (Typ A1). Dies zeigt sich auch daran, dass
die Branche neben der Erzeugergemeinschaft („EZG“) einen eigenständigen
Begriff der Milcherzeugergemeinschaft („MEG“) etabliert hat.153

Weit seltener als Milch und Getreide/Raps (A1–A3) reüssieren die fleisch-
erzeugenden Betriebe (A5–A8), allerdings noch deutlich häufiger als Wirt-
schaftsvereine von Winzern (A9), Gewürz- und Tabakproduzenten (A10) und
Imkern (A11). Knapp ein Siebtel der agrarwirtschaftlichen Vereine lassen sich
nicht zweifelsfrei zuordnen oder stellen Produkte her, die je weniger als drei
Vereine im Namen führen (A13). Zur ersten Art gehören etwa die „Erzeuger-
gemeinschaft Weideland w.V.“ und die „Erzeugergemeinschaft Thüringen-
fleisch w.V.“, zur zweiten beispielsweise Vereine zur Produktion von Kanin-
chen, Gehegewild, Fisch, Trockenfutter, Gemüse, Käse, Körnermais, Soja,
Senfsaat, Sonnenblumenkernen und Zierpflanzen.

Nach dieser Aufgliederung der agrarwirtschaftlichen Vereine bietet sich noch
ein Blick auf die zweite Oberkategorie der „anderen“ Wirtschaftsvereine an

153 Freilich ist (auch nur) die „Milcherzeugung“ als eigener Rechtsbegriff etabliert, vgl.
§§ 3, 8, 22, 24, 26, 32, 39, 45, 51, 57 MilchQuotV (Verordnung zur Durchführung der
EU-Milchquotenregelung).
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(Haupttyp C in Tab. 2), die sämtlich originär nach § 22 BGB konzessioniert
wurden. Dabei handelt es sich um eine deutlich geringere Gesamtzahl – aber
immerhin fast genau doppelt so viele wie die einst schon als „bemerkenswert“
apostrophierte Gesamtzahl des Jahres 1969.154 Freilich befinden sich darunter
auch einige altrechtliche Vereine, die vor Geltung des BGB konzessioniert
wurden, aber von manchen Bundesländern nicht getrennt erfasst werden.155

Tab. 4: Tätigkeitsfelder der nicht-agrarischen Wirtschaftsvereine

Typ Namensbestandteil Tätigkeitsfeld Zahl Anteil
C1 laden, lädchen Einzelhandel 29 11,9%
C2 taxi, taxen, kraftdroschke, funkwagen,

minicar
Personenbeförderung 20 8,2%

C3 sport, turn, hallenbad, bäder Sport- und Bäderbetrieb 14 5,8%
C4 wasser [ohneWasserburg] Wasserversorgung 14 5,8%
C5 loge, brüderschaft, corps,

burschenschaft, gilde, orden
Korporationswesen 14 5,8%

C6 ärztl, arzt, abrechnungsstelle, heilstätte,
krankenhaus, diakonisse, pflege [ohne
Landschaftspflege]

Gesundheitswesen 14 5,8%

C7 gemeinde, evangelisch, katholisch,
bibelgesellschaft, mission [ohne
Diakonisse]

Religionsausübung 11 4,5%

C8 kultur, kunstverein, künstler, musik,
sänger, komödie, philhar, mozart

Kulturbetrieb 10 4,1%

C9 markt, börse, händler, kaufmännisch,
güterkauf

Marktorganisation 8 3,3%

C10 naturkunde, physik, wissenschaft,
naturforsch, innovation, technologie,
geograph

Wissenschaft 8 3,3%

C11 sparkass, darlehen Finanzwesen 7 2,9%
C12 verwertungsg, trademark, GEMA Rechteverwertung 5 2,5%
C13 baugewerbe, bauverein, wohnungsverein Wohnungsbau 6 2,5%
C14 gastgewerbe, hotel, herberg Gastgewerbe 6 2,5%
C15 frauenverein, frauenarbeit Frauenarbeit 3 1,2%
C16 schul Schulwesen 3 1,2%
C17 beerdigung, bestattung Bestattung 3 1,2%
C18 [sonstige] andere Wirtschaftsvereine 67 27,6%

Summe 243 100 %

154 Vgl. Zitat oben Fn. 80.
155 Dazu schon oben bei Fn. 133 und in Fn. 149; besonders auffällig bei Typ C5, dessen

Vertreter aus Bremen, Hessen und Schleswig-Holstein stammen und in sechs Fällen
vor 1900 konzessioniert wurden, in einem Fall 1903 und in sechs Fällen zu einem nicht
mitgeteilten Zeitpunkt.
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Die nicht-agrarischen Wirtschaftsvereine sind weniger ungleich verteilt und
nicht durch eine Gruppe dominiert, die mehr als ein Viertel der Vereinstätig-
keiten ausmacht; vielmehr kommt der Einzelhandel als häufigster Typ (C1)
nicht einmal auf ein Achtel aller nicht-agrarischen Wirtschaftsvereine.

Bemerkenswert ist dieser Befund deshalb, weil vor einigen Jahren gerade die
Dorfgemeinschaftsläden ins Rampenlicht geraten waren: Rheinland-Pfalz hat-
te Ende der 1990er Jahre eine Genehmigungspraxis für Dorfgemeinschafts-
läden in der Rechtsform des Wirtschaftsvereins etabliert, die auf großen Zu-
spruch aus dem Zentralverband deutscher Konsumgenossenschaften stieß.156

Man las 2010, dass „seit fast 15 Jahren [.] die Rechtsform des wirtschaftlichen
Vereins in Rheinland-Pfalz erfolgreich praktiziert“ werde, was sich an sieben
konkreten Beispielen belegen lasse.157 Deshalb empfehle sich die Nachahmung
diese Vorbilds; zu erhoffen sei ein wahrer „Gründungsboom“.158 Dass diese
Hoffnung sich bewahrheitet hätte, lässt sich angesichts von weniger als 30 Fäl-
len bundesweit kaum behaupten. Tatsächlich stammen bis heute mit einer Aus-
nahme159 alle Fälle des Typs C1 aus Rheinland-Pfalz. Die Verleihungspraxis
scheint zwar stabil – nur in zwei Jahren seit 2011 wurden keine Einzelhandels-
unternehmen konzessioniert – allerdings auf niedrigem Niveau: Seit 1996 die
ersten beiden noch bestehenden Konzessionen erteilt wurden, waren es nur
einmal (1997) mehr als drei Konzessionen, in der jüngsten Vergangenheit
(2017–2021) sogar nur ein oder zwei Konzessionen pro Jahr.160 Überraschen-
der als die geringe Anzahl ist eigentlich, dass in diesem Zeitraum überhaupt
noch Dorfläden konzessioniert wurden, da dies den Grundsätzen der Kita-
Rechtsprechung widersprechen dürfte (hierzu gleich VI.).

Weniger als halb so oft wie Dorfläden finden sich Unternehmen des Gesund-
heitswesens (Typ C6), noch seltener solche des Kultur- (C8) und Bildungs-
betriebs (C16). Auch dies enttäuscht eine Hoffnung der frühen 2000er Jahre.
Damals diagnostizierte Dieter Reuter einen „möglichen Bedarf“ für Wirt-
schaftsvereine, weil „sich in den letzten Jahrzehnten – namentlich im Gesund-
heitsbereich, im Pflegebereich und im Bildungsbereich – ehemals nichtwirt-
schaftliche Tätigkeit in wirtschaftliche Tätigkeit verwandelt“ habe, nachdem

156 BÖSCHE, aaO (Fn. 21), S. 3: „Dieses Buch wurde geschrieben, weil es eine Ausnahme
[von der zurückhaltenden Konzessionierungspraxis] gibt: das Land Rheinland-Pfalz
genehmigt Dorfgemeinschaftsläden in der Rechtsform des wirtschaftlichen Vereins. [...]
Es bedarf nur der Anweisung an die zuständigen Sachbearbeiter [...] Eine Mustersat-
zung ist hilfreich. All dies muss man nicht neu machen, weil es dies in Rheinland-Pfalz
schon gibt.“.

157 GRUMBACH, aaO (Fn. 21), S. 5; ähnl. BÖSCHE, ebd. S. 50.
158 Zitat von BÖSCHE, oben Fn. 46.
159 Gemeint ist der 2017 in Hessen konzessionierte Mitgliederladen Unterneustadt.
160 Immerhin finden sich die sieben im Jahr 2010 angeführten Beispiele (oben bei Fn. 157)

sämtlich auch noch in der aktuellen Liste, scheinen also fortzubestehen.
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diese Tätigkeit zunehmend kommerzialisiert würden und „sich dafür auf brei-
ter Front eine marktfähige Nachfrage entwickelt hat.“161 Diese vielzitierte Be-
gründung für ein anhaltendes Bedürfnis nach der Beibehaltung des Wirt-
schaftsvereins lässt sich durch Daten kaum erhärten. Die einzigen beiden
Wirtschaftsvereine der Typen C6, C8 und C16, die in den letzten zwanzig Jah-
ren konzessioniert wurden,162 dürften weit außerhalb des Tätigkeitsfeldes lie-
gen, das Reuter 2005 als förderungswürdig vor Augen hatte.

Der wohl gesellschaftlich bedeutsamste und mutmaßlich wirtschaftsstärkste
Typ des nicht-agrarischen Wirtschaftsvereins ist zugleich einer der selteneren:
Vereine zur Rechteverwertung (C12). Bundesweit sind nur sechs solche Ver-
eine konzessioniert, die allerdings mit GEMA, VG Wort, VG Bild-Kunst und
VG Musik Edition (Eigenschreibweise „VG Musikedition“) just jene Verwer-
tungsgemeinschaften umfassen,163 die nach dem neuen § 51b VGG Repräsen-
tativität beanspruchen dürften, weil sie „für eine ausreichend große Zahl von
Rechtsinhabern Rechte [...] auf vertraglicher Grundlage“ wahrnehmen.

Schließlich entzieht sich bei den nicht-agrarischen Vereinen im Vergleich zu
den agrarischen ein deutlich größerer Teil – nämlich über ein Viertel – einer
Typisierung. Zum Teil scheinen diese Vereine dem Betrieb oder der Unterstüt-
zung einer ganz konkreten Einzeleinrichtung zu dienen,164 zum Teil bedienen
sie sehr spezielle und seltene Bedürfnisse.165 In anderen Fällen lässt der Name
keinen Rückschluss auf die Tätigkeit zu,166 und zumindest ein Verein scheint
das Gesamthandsvermögen einer altrechtlichen Erbengemeinschaft zu hal-
ten.167

161 REUTER, NZG 2005, 738, 744.
162 Nämlich Kulturspäti Altenburg w.V. und Sängerwiese Bermbach w.V., beide 2021 in

Thüringen.
163 Als fünften Verein listet das Ordnungsamt Kassel neben der VG Musik Edition noch

eine „Verwertungsgesellschaft zur Wahrnehmung von Nutzungsrechten an Editionen
(Ausgabne) [sic] von Musikwerten [sic]“; es dürfte sich um denselben Verein handeln.
Als sechster Rechteverwerter wurde 1997 die „Internationale Merchandising Associa-
tion of TradeMarks and Copyrights (I. M. A.)“ in Detmold konzessioniert.

164 Bsp.: Biomasseheizwerk Schwabstedt, Heiligenstedter Brückenverband, Gottlieb Wil-
helm Hoffmann-Werk in Korntal-Münchingen, Die Admin.de w. V. in Wassenberg,
Verein für das St. Joseph-Stift in Bremen.

165 Bsp.: Tiefgefriergemeinschaft Süderstapel in Schleswig-Flensburg, Bremische Straffäl-
ligenbetreuung, Europäisch-Chinesischer Verein w. V. in Düsseldorf, Verein der Schle-
sischen Malteserritter in Köln, Virce – Kompetenzzentrum Virtuelle Realität und Ko-
operatives Engeneering in Fellbach, Interessengemeinschaft für naturgemäße
Lebensweise in Kiel.

166 Bsp.: Sonne für Reinbek w.V., Gesellschaft Bürgerverein in Lübeck, Verein zumWohl-
thun in Bremen, stop & win in Düsseldorf, Lichtgemeinschaft Dornbreite in Lübeck.

167 Adelige Ganerbschaft des Hauses alten Limpurg in Frankfurt/M.
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VI. Zeit für eine rechtspolitische Neubewertung?

Die empirische Erhebung belegt eine erstaunliche und bislang kontinuierlich
wachsende Verbreitung der bislang vernachlässigten Rechtsform des Wirt-
schaftsvereins. Dies veranlasst zunächst dazu, die seit über einhundert Jahren
perpetuierte Leiterzählung vom § 22 BGB als überflüssigem Papiertiger und
als „Dornröschen“168 zu überdenken. Mag die Vorschrift schon kurz nach Er-
lass zur Streichung reif gewesen sein,169 so hat sie sich doch als erstaunlich wi-
derständig erwiesen und mit zähem Beharrungsvermögen allein in den Jahren
1995–2017 Jahre vier Reformvorhaben überlebt.170 Wer ein seit Anbeginn des
BGB praktisch unverändertes Rechtsformangebot für bedeutungslos erklärt,
der riskiert, die normative Kraft des Say’schen Theorems zu unterschätzen:
„Jedes Angebot schafft sich seine Nachfrage.“ § 22 BGB lebt.

Allein, wie lange noch? Auch diese Frage lässt sich anhand der empirischen
Bestandsaufnahme neu verhandeln. Nun sind Prognosen bekanntlich schwer,
wenn sie die Zukunft betreffen. Zumindest zwei Trends zeichnen sich aller-
dings deutlich ab, die zu einer Neubewertung des § 22 BGB zwingen könnten
(1., 2.), sodass die nachlaufende Beobachtung der Gründungsdynamik umso
relevanter erscheint (3.).

1. Die Liberalisierung des gesellschaftsrechtlichen Kapitalschutzes (2008)

Die strikte Subsidiarität des Wirtschaftsvereins (oben II.1.), die schon seit An-
fang des 20. Jahrhunderts mit der „vermögensrechtlichen Gefährlichkeit“ der
Rechtsform begründet wird,171 weil sie eines Garantiekapitals entbehrt,172

wurde spätestens 2008 mit Einführung der haftungsbeschränkten Unterneh-
mergesellschaft (UG) zweifelhaft. Auch diese Gesellschaftsform sieht kein Ga-
rantiekapital für den Gläubigerschutz vor, weshalb das Argument der beson-
deren Gefährlichkeit des Wirtschaftsvereins – wenn es je zu belegen war173 –
ins Wanken gerät:

168 Nachw. oben in Fn. 21.
169 Vgl. oben in Fn. 58.
170 Ausf. oben II.2.c.
171 Vgl. oben Fn. 26.
172 Vgl. BGH, Beschl. v. 23.4.2007, Az. II ZR 190/06: „Das Gesetz sieht [...] in dem Kon-

zessionserfordernis des § 22 BGB einen der persönlichen Gesellschafterhaftung wie
auch der Schaffung eines Haftungsstocks gleichwertigen Gläubigerschutz.“ m.Verw.
auf BGH, Urt. v. 11.11.1985, Az. II ZR 37/85 („Personenvereinigungen mit wirtschaft-
licher Zielsetzung [...] müssen sich entweder der besonderen Prüfung nach § 22 BGB
unterziehen oder handelsrechtliche[n ...] Gläubigerschutzvorschriften unterwerfen.“).

173 Krit. BÖSCHE, aaO (Fn. 21), S. 42: „Dieses Argument entbehrt jeder empirischen
Grundlage und ist darum einer rechtsstaatlich handelnden Verwaltung unwürdig.“
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„Gewiss hat das Argument, das Recht der Handelsvereine biete im Vergleich zum Vereinsrecht ein
höheres Gläubigerschutzniveau, mit der Einführung der Unternehmergesellschaft, die mit einem
technischen Mindestkapital von 1€ gegründet werden kann, an Überzeugungskraft verloren.“174

Zwar lässt sich (wie stets imWiderstreit vonAnalogie undUmkehrschluss) auch
die umgekehrte Konsequenz ziehen und erst recht der Abgesang auf § 22 BGB
anstimmen. Liegt doch mit der UG eine Rechtsform vor, die das (subsidiäre)
Bedürfnis nach der Konzessionierung vonWirtschaftsvereinen entfallen lassen
könnte, weil

„es nach Einführung der Unternehmergesellschaft als neuer GmbH-Variante für einen Verein eher
schwieriger geworden ist zu begründen, weshalb ihm das Ausweichen auf die Rechtsformen des
Handelsvereinsrechts nicht zuzumuten ist.“175

Allerdings mag man auch zweifeln, ob es für die auf große und stetig wechseln-
de Mitgliederzahlen angelegten Vereine zumutbar sein kann, sich in einer
Rechtsform zu inkorporieren, die für jeden Mitgliederwechsel einen Notarter-
min erfordert (§§ 5a, 15 Abs. 3 GmbHG).

Jedenfalls aber belegt die empirische Zeitreihenauswertung (Abb. 4) bislang
keinen Einbruch der Konzessionierungszahlen nach dem Jahr 2008, der darauf
hindeutete, dass die Einführung der UG die Behördenpraxis irritiert hätte.176

Auch das bald in Kraft tretende MoPeG lässt derartige Irritationen nicht er-
warten. Es erkennt zwar in § 54 Abs. 1 Satz 2 BGB-E ausdrücklich die kon-
zessionsfreie Gründbarkeit von Wirtschaftsvereinen an, unterstellt diese aber
wie bisher (§ 54 Satz 1 BGB) dem GbR-Recht und rührt auch sonst nicht
am bisherigen System der Vereinsklassenabgrenzung oder am Subsidiaritäts-
grundsatz.

2. Die Liberalisierung der Tätigkeit eingetragener Vereine (2017)

Die strikte Alternativität der Vereinsklassenabgrenzung bedeutet, dass jede in
der Rechtsform des eingetragenen Vereins zulässige Betätigung nicht mehr als
Wirtschaftsverein konzessioniert werden dürfte. Da es nach der Kita-Recht-
sprechung praktisch kaum noch auf die reale Tätigkeit des Vereins ankommt,
sondern nur noch auf den in der Satzung bestimmten Zweck und dort zugleich
verankerte Gewinnausschüttungsverbote,177 ist kaum noch ein Wirtschafts-
betrieb denkbar, der nicht ideellen Zwecken dienen und als Verein eingetragen

174 SEGNA, aaO (Fn. 50), S. 94; SEGNA, ZIP 2017, 1881, 1884.
175 SEGNA, aaO (Fn. 50), S. 94; SEGNA, ZIP 2017, 1881, 1884.
176 Freilich lässt sich auch nicht ausschließen, dass die UG eine andernfalls steigende

Nachfrage gedämpft haben könnte, da die Anzahl der Konzessionierungsanträge nicht
bekannt ist.

177 Vgl. HÜTTEMANN, ZIP 2021, 2524, 2525 sowie die in Fn. 52 Genannten.
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werden könnte. So formulierte der Rechtsausschuss des Bundestags im Zuge
der abgebrochenen Reform 2017 unmissverständlich, dass

„unternehmerische Initiativen aus bürgerschaftlichen [sic] Engagement als Verein im Sinne von
§ 21 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) eingetragen werden können [... und zwar auch solche]
nicht als gemeinnützig anerkannte Initiativen wie z.B. Dorfläden, soweit sie einen ideellen Haupt-
zweck verfolgen und nicht gewinnorientiert und auf Ausschüttung vonGewinnen gerichtet sind“178

Diese Ansicht hat sich freilich nicht im demokratisch legitimierten Gesetzes-
text niedergeschlagen und kann deshalb nur als Anhaltspunkt für die gene-
tisch-historische Auslegung dienen.179 Dennoch: Die Nische des § 22 BGB
verengt sich.

Tatsächlich haben Gerichte schon vor der Kita-Rechtsprechung nach der da-
mals einhelligen teleologisch-typologischen Methode vereinzelt die Konzes-
sionierung wirtschaftlich tätiger Vereine abgelehnt, wenn deren wirtschaftliche
Tätigkeit auch von eingetragenen Vereinen im Rahmen des Nebenzweckprivi-
legs erbracht werden konnte.180 Hatten sich Fragen der Rechtsformverfehlung
bislang stets in der anderen Richtung gestellt (Muss ein Verein, der tatsächlich
wirtschaftlich agiert i.S.d. § 22 BGB aus dem Vereinsregister gelöscht wer-
den?181), werfen solche Gerichtsentscheidungen – und mehr noch die Kita-
Rechtsprechung – die bisher „praktisch kaum relevante“182 Frage auf, ob nicht
auch konzessionierten Wirtschaftsvereinen wegen Rechtsformverfehlung die
Konzession zu entziehen wäre, wenn sie nach neuer Lesart eintragungsfähig
wären. Ganz zu schweigen vom größeren, „derzeit allerdings nicht allzu güns-
tig“ positionierten Desiderat einer größer angelegten Vereinsrechtsreform, die
die durch die neuere Rechtsprechung entstandenen Verwerfungen glätten
könnte.183

178 Beschlussempfehlung und Bericht v. 28.6.2017, BT-Drucks. 18/12998, S. 19.
179 Methodologisch fragt sich freilich, welche Bedeutung einer Ausschussempfehlung zu-

kommt, wo das Parlamentsplenum die weitere Behandlung des Gesetzentwurfes gera-
de unterlassen hat. Da der Text des Gesetzes unverändert blieb, dürfte der Gesetzgeber
(also das „differenzierte System von institutionellenWechselbeziehungen“, die das Ver-
fahren bis zur Verkündung tragen, so HAMANN, AöR 139 [2014], 446, 449) die Aus-
schussempfehlung kaum in seinen Willen inkorporiert und rückwirkend dem alten
Text untergehoben haben. Weniger skeptisch HÜTTEMANN, der aus dem Ausschussbe-
richt direkt den „Willen des damaligen Gesetzgebers“ herausliest (ZIP 2021, 2424,
2425).

180 VG Augsburg, Urt. v. 14.11.2018, Az. Au 4 K 18.1400 (www.gesetze-bayern.de/Cont
ent/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2018-N-31723, Stand: 17.7.2023).

181 Anschaulich etwa LEUSCHNER, in: Fleischer/Thiessen, Gesellschaftsrechts-Geschichten,
2018, 379; ausf. zu „Besonderheiten der Rechtsformverfehlung“ in ihren Varianten der
„offenen“, „verdeckten“ und „nachträglichen“ Verfehlung ferner LEUSCHNER, aaO
(Fn. 30), §§ 21 BGB Rdn. 94, 112.

182 So LEUSCHNER, aaO (Fn. 30), § 21 BGB Rdn. 111.
183 Forderung schon bei SEGNA, ZIP 2017, 1881, 1888.
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Bisher lässt die Entwicklung der Konzessionierungszahlen (Abb. 4) nicht er-
kennen, dass die Liberalisierung des Jahres 2017 zu einer Änderung der Behör-
denpraxis oder gar zu einer großflächigen Flurbereinigung der nach neuerer
Deutung wohl zu Unrecht konzessionierten Vereine geführt hätte. Im Gegen-
teil werden sogar für den konkreten Vereinstyp, den der Rechtsausschuss des
Bundestages 2017 als eintragungsfähig hervorgehoben hatte (Dorfläden),184

weiterhin Konzessionen nach § 22 BGB erteilt.185

3. Nachlaufende Beobachtung der Gründungsdynamik als Desiderat

Gibt es damit gute Gründe, Veränderungen in der praktischen Bedeutung des
Wirtschaftsvereins zu erwarten, die vom Aussterben dieser Rechtsform bis zu
ihrer (abermaligen) Renaissance reichen könnten, so erscheint es rechtspoli-
tisch umso drängender, ihre weitere Entwicklung im Blick zu behalten. Blindes
Vertrauen auf das Narrativ einer ohnehin bedeutungslosen Rechtsform, deren
Bestand nur alle vierzig Jahre von neugierigen Wissenschaftlern aufwändig
nachgezählt werden kann, passt nicht zum Leitbild einer demokratisch kon-
trollierten Zuweisung von Rechtsfähigkeit.

Schon vor neunzig Jahren wurde die uneinheitliche Konzessionierungspraxis
kritisiert,186 und auch der Gesetzgeber des Jahres 2017 wollte mit seiner Re-
form des § 22 BGB „auf eine einheitliche Verleihungspraxis hin“wirken.187

Dennoch ist die Konzessionsverantwortung praktisch nirgends einer einheitli-
chen Landesbehörde zugewiesen, sondern teilweise bis auf die Kommunal-
ebene herabdelegiert. Das führt zur Überforderung der Verwaltung unter an-
derem durch Zuständigkeitswechsel, Antragskonjunkturen und fehlende
Datenverwaltungsstrukturen. Praktisch überall in Deutschlands herrscht Un-
klarheit über Existenz, Anzahl und Tätigkeit wirtschaftlicher Vereine, die
selbst durch aufwändige Rechtstatsachenforschung kaum noch zu beseitigen
ist. Die für die Vereinsaufsicht Zuständigen räumen freimütig ein, dass sie von
Vereinen mitunter erst dann erfahren, wenn eine Vertretungsbescheinigung be-
antragt werde, und dass sie ansonsten „keine Handhabe“ gegen „hoffnungslos
überalterte“Vereinsvorstände hätten, die ihre Vereine „einfach auflösen“, ohne

184 Zitat oben bei Fn. 178.
185 Typ C1, vgl. oben nach Fn. 160.
186 GOLDBERG, aaO (Fn. 3), S. 30: „In der Ausführung dieser Bestimmung wird in den

deutschen Ländern durchaus nicht immer nach einheitlichen Gesichtspunkten verfah-
ren. Es ist z.B. möglich (die Konzessionierung liegt ja in den Händen der Länder), daß
die Konzessionierung von den verschiedenen Regierungen anders gehandhabt wird.“

187 Begr. zu Art. 2 Gesetzentwurf (Fn. 48), S. 24.
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das der Behörde mitzuteilen, weil sie „sich ihrer Pflichten als Verein oft nicht
bewusst“ seien.188

Dieser Blindflug ist keineswegs unvermeidlich, auch ohne gesetzlichen Regis-
terzwang für wirtschaftliche Vereine. Immerhin für einen Teilbereich steht mit
dem Agrarorganisationenregister (AOReg) eine halbwegs koordinierte und
nicht völlig unvollständige Informationsbasis zur Verfügung, die in ein Ver-
zeichnis der Wirtschaftsvereine in Deutschland ausgebaut werden könnte. Die
im Zuge der vorliegenden Studie erhobenen Daten189 könnten zur Grundlage
eines digital geführten deutschlandweiten Verzeichnisses gemacht werden,
das es Konzessionierungsbehörden nicht nur ermöglicht Flurbereinigungen
durchzuführen,190 sondern auch den Fortbestand und die Zweckgerechtigkeit
der konzessionierten Vereine periodisch zu überprüfen erlaubt, um ggf. nach
§ 43 BGB gegenzusteuern.191

Ob die Verwaltung diesen imDigitalzeitalter leicht zu realisierenden Vorschlag
aufgreift, oder ob wir auch in vierzig Jahren noch beredt die Bedeutungslosig-
keit der Wirtschaftsvereine beschwören, während ihre Zahl stetig wächst – das
muss die weitere Diskussion ergeben. Die vorliegend dokumentierten Rechts-
tatsachen können hierzu nur einen (weiteren) Anstoß liefern. Oder wie es
schon der spiritus rector unserer bisherigen Vereinsklassenabgrenzung vor
vierzig Jahren formulierte:

„Wie stets im rechtstatsächlichen Bereich wird man auch über den Ertrag meiner Materialsamm-
lung streiten können.“192

VII. Zusammenfassung in Thesen

Zu II. Die gesellschaftsrechtliche Leiterzählung beschreibt die Konzessionie-
rung nach § 22 BGB als praktisch irrelevantes, allenfalls in Einzelfällen genutz-
tes Instrument. Immer fanden sich jedoch Stimmen, die dieser Erzählung
widersprachen und dem Wirtschaftsverein entweder (deskriptiv) größere Be-
deutung attestierten oder (normativ) größere Bedeutung verschaffen wollten.

Zu III. Rechtstatsachen zur tatsächlichen Verbreitung von Wirtschaftsver-
einen wurden im Laufe der Zeit immer wieder erhoben, etwa 1933, 1972 und
1984. Eine Gesamtliste dieser Vereine wurde indes nie erstellt, und seit vierzig
Jahren fehlen jegliche Rechtstatsachen. Im Verhältnis zur Bevölkerungszahl

188 Telefonat mit S.T., Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt (Referat Justitiariat, Stiftun-
gen) v. 17.11.2021.

189 Sie stehen online zur Verfügung, s.o. Fn. 12.
190 Dazu oben im Haupttext nach Fn. 180.
191 Vgl. dazu LEUSCHNER, aaO (Fn. 30), §§ 21 BGB Rdn. 108 m.Verw. auf K. SCHMIDT, aaO

(Fn. 76), S. 235.
192 K. SCHMIDT, AcP 182 (1982), 1, 8.
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ließ sich schon zwischen 1933 und 1984 eine Verdreißigfachung der Anzahl
von Wirtschaftsvereinen feststellen.

Zu IV. Eine erneute Erhebung, wiewohl erleichtert durch digitale Medien und
Informationsfreiheitsansprüche, stößt dennoch auf beachtliche Hürden – dar-
unter Zuständigkeitsfragmentarisierung, Mangel an Datenverwaltung, Zustän-
digkeitsverwirrung, fehlende Responsivität, etc. Trotz bis zu acht Kontaktver-
suchen pro Behörde im Verlauf von 14 Monaten ließen sich von fast jeder
zehnten Behörde und zwei der 16 Bundesländer keine Informationen erheben.

Zu V. Deutschlandweit nachweisbar sind 1.033 Wirtschaftsvereine, bei einer
geschätzten Dunkelziffer von mindestens 15,5%. Über die Hälfte der Wirt-
schaftsvereine sind agrarwirtschaftlich tätig, knapp ein Fünftel forstwirt-
schaftlich und nicht einmal jeder vierte in anderen Branchen. Bezogen auf die
Bevölkerungsgröße sind die meisten Wirtschaftsvereine in Sachsen-Anhalt
konzessioniert. Seit einem „Boom“ in den frühen Nachwendejahren hat sich
die Zahl der Neukonzessionierungen auf 3–15 pro Jahr stabilisiert.

Zu VI. Die künftige Bedeutung des Wirtschaftsvereins wird durch die Libera-
lisierung des Kapitalschutzsystems infolge der Einführung der haftungs-
beschränkten Unternehmergesellschaft (2008) und durch die Liberalisierung
des eingetragenen Vereins durch die Kita-Rechtsprechung (2017) beeinflusst.
Beide hatten bislang keinen erkennbaren Einfluss auf die Konzessionierungs-
praxis, eine nachlaufende rechtstatsächliche Beobachtung ist allerdings un-
erlässlich.
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